BE 4. Jahrgang Nr.273 _ Mai-Juni 1989 


ne TEHIc 
| \ 4 2), ' 


a A Re a ae Sa 


UNSER LEBENSRECHT 
IST UNDISKUTIERBAR 


Inhalt 


Magazin 
Unser Lebensrecht ist undiskutierbar 
ÖPNV-Sonderheft 


Das Auf und Ab der schulischen Integration 


Positionen klären 
Offener Briefwechsel 


Krüppelschläge - KONKRET-Streitgespräch 


Editorial 


Mit dieser Ausgabe legen wir Euch wie- 
der eine Doppelausgabe vor. Einmal, 
damit wir mit unseren Nummern wieder 
auf der Höhe der Zeit sind. Wichtiger 
aber, weil wir quasi 2 Schwerpunkte ha- 
ben, die aus Aktualitätsgründen keinen 
Aufschub erlauben. 
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Sie befassen sich wieder mit der zu- 
nehmenden Behindertenfeindlichkeit. 
Pränatale Diagnostik und Euthanasie 
richten sich direkt gegen behindertes 
Leben. Wir haben den Schwerpunkt zu 
den Euthanasie-Thesen des Peter Sin- 
gers vorn abgedruckt, weil in diesem 
Zusammenhang der Behindertenbewe- 
gung mal wieder eine wirksame Aktion 
gelungen ist, Die Freude darüber darf 
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ACHTUNG: Für jeden neu geworbenen Abonnen- 
ten gibts ab sofort eines der unten angegebenen Bü- 
cher als Geschenk ! (Bitte Tirel angeben) 
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aber nicht die Bedrohung vergessen 
lassen, die Peter Singer, seine Thesen 
und seine zahlreiche Anhängerschaft 
für uns bedeuten. 

Beinahe untergegangen ist dabei eine 
fast zeitgleiche Aktion Behinderter in 
Wiesbaden gegen Verschärfung der 
schulischen Aussondeung in Hessen. 
{Siehe Artikel „Das Auf und Nieder der 
schulischen Integration“} 

Den Schwerpunkt der nächsten Aus- 
gabe bildet dann der Bericht zum Inter- 
nationalen Kongreß „Persönliche Assi- 
stenz für behinderte Menschen“ im 
April 89 in Straßburg. 
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Barrierefreies Bauen - 
Auf dem Weg zu einer 
neuen Solidarität 


Oberwesel/Krautheim. „Abbau aller ar- 
chitekonischen Barrieren“ und „neue 
Werte für DIN-Normen für behinderte 
Menschen im Wohnungsbau“. Dies ha- 
ben anläßlich einer bundesweiten Ta- 
gung die Leiter von Selbsthilfsgruppen 
Körperbehinderter im Bundesverband 
Selbsthilfe Körperbehinderter e. V. 
(BSK) gefordert. Die Tagungsteilneh- 
mer waren sich darüber einig, daß das 
neue Prinzip eines „barrierefreien Bau- 
ens" nicht nur Behinderten zugute 
komme, sondern auch Familien mit Kin- 
dern und alten Menschen. Dies seien 
zugleich erste Schritte zu einer nsuen 
gesellschaftlichen Solidarität. 

Da zur Zeit die DIN-Normen für den 
Wohnungsbau bei Menschen mit Be- 
hinderungen neu gestaltet würden, sei 
die Chance groß, diese Werte auch im 
Bundesbaugesetz festzuschreiben und 
europaweit abzustimmen. Ferner soll- 
ten jetzt geplanten Neubaumaßnah- 
men bereits „barrierefrei“ gestaltet 
werden. 

Ergänzend sollten, so die Teilnehmer, 
Bauberatungsstellen bundesweit ver- 
netzt und die Architekten in ihrer Aus- 
bildung bereits mit dem Prinzip des 
„barrierefreien Bauens“ vertraut ge- 
macht werden. 

Es folgt die Resolution im Auszug: 
Besonders gravierend erleben wir im- 
mer noch die architektonischen Barrie- 
ren. Es existieren zur Zeit Ansätze, die 
über den Weg der DIN-Normen das 
barrierefreie Bauen forcieren. 

Der BSK unterstützt diesen Weg und 
fordert 

1) Realisierung der Entwürfe der DIN- 
Normen für Menschen mit Behinde- 
rungen. 

2) Europaweitse Abstimmung dieser 
Barrierefrei-Gestaltung. 

3) Die DIN-Normen 18035, Teil 2 muß 
als Grundnorm Im Bundesbaugesetz 
verankert werden. Soll- und Kann-Be- 
stimmungen müssen ersatzlos weg- 
fallen. 

4) Zur Zeit geplante Maßnahmen im 
sozialen Wohnungsbau müssen nach 
dar Richtlinie der Norm 18025, Teil 2 ge- 
plant werden. 

Ergänzend halt es der BSK für unerläß- 
lich, daß 

5) das Prinzip des „barrierefreien Bau- 
ons“ als Wahlpflichtfach in der Archi- 
tektenausbildung realisiert wird und 

6} der Ausbau eines Netzes von Bera- 
tungsstelen zum „barrierefreien 
Bauen" forciert wird. 


Behinderten-Testament 


Es stand nicht auf der Tagesordnung, 
aber das Schlagwort vom „Behinder- 
ten-Testament“ kristallisierte sich am 
23. Deutschen Notartag in Frankfurt 
schnell als erstrangiges Gesprächst- 
hema heraus. Dr. Wolfgang Reuss, 
Sprecher des Deutschen Notartages: 
„Hier ist ein Handlungsbedarf zutage 
getreten, der zuvor in seiner Brisanz 
gar nicht erkannt wurde. Erschreckend 
ist vor allem ein großes Defizit an Infor- 
mationen. 

Das Schlagwort vom „Behinderten-Te- 
stament“ ist eigentlich irreführend. 
Richtig müßte es heißen: Testament zu- 
gunsten Behinderter. Gemeint ist da- 
mit, daß die Eltern behinderter Kinder 
sher als früher bereit sind, selber mehr 
Vorsorge zu treffen, um nach ihrem Tod 
den Kindern zusätzlich zum sozial- 
rechtlichen festgelegten Mindestan- 
spruch ein sorgenfreies Leben zu er- 
möglichen. 

Zwei Zahlen sprechen dabei für sich: 
Nach Erhebung des Statistischen Bun- 
desamtes in Wiesbaden lebten in der 
Bundesrepublik am 01. Januar 1987 
insgesamt 5,12 Millionen Schwerbehin- 
derte - Menschen, die zu über 50 Pro- 
zent als behindert gelten. Nach Schät- 
zung der Bundesnotarkammer hat das 
gesamte Geldvermögen in der Bundes- 
rspublik derzeit eine Größenordnung 
von 2,7 Billionen Mark erreicht. Im Zuge 
des Generationswechsels bis zum Jahr 


2000 dürften Geld- und Versicherungs- 
vermögen in Höhe von 1,2 Billionen 
Mark vererbt oder frei werden. 

Vor diesem Hintergrund sieht der Augs- 
burger Notar Hans-Ulrich Jerschke ein 
„Beratungsdilemma“ für die Notare: 
„Wie weit darf der Notar gesetzliche Ni- 
schen ausnutzen? Wie weit muß der 
Notar Einfluß nehmen auf die Familien, 
damit später nicht die ganze Sorge- 
Last ganz auf dem Staat, also beim So- 
zialamt bleibt?“ Jerschke weiter: 
„Auch die Familien werden ihren Teil für 
die Versorgung Behinderter leisten 
müssen." 

Notare dürfen sich nicht dazu herge- 
ben, gegen das Gesetz dem Sozialamt 
„gin Schnippchen zu schlagen“. Ande- 
rerseits wollen sie, so wurde in Frank- 
furt diskutiert, „sozialverträgliche Lö- 
sungen“ finden. Das bedeutet: Eltern 
versuchen zunehmend häufiger mit 
Hilfe des Notars,einzelne Vermögen- 
swerte aus dem Nachlaß herauszuneh- 
men, sei es durch Geschenke zu 
Geburts- und Feiertagen oder durch Fi- 
nanzierung von Urlaubsreisen für das 
behinderte Kind. 

Eine mögliche Lösung für später: Bru- 
der oder Schwester des Behinderten 
werden zu Haupterben sie werden zu 
Unterhaltszahlungen verpflichtet. An- 
dere Möglichkeit: Man könnte einen Te- 
stamentsvollstrecker einsetzen. Dann 
wäre dem Sozialamt der Weg zum 
Erbe, auch zum Pflichtteil, des Behin- 


3 


die randschau - Magazin 


derten versperrt. Reuss und Jeschke 
formulieren unabhängig voneinander 
den Konsens unter den Notaren: „Die 
Allgemeinheit, also das Sozialamt, wird 
entlastet, wenn die Eltern für ein ange- 
nehmes Leben des Behinderten schon 
zu Lebzeiten versorgen." 

Fritz Birkner 


Behindertengerechte 
öffentliche 
Einrichtungen 


und Gebäude 


- Ergebnisse der Karlsruher Ärbeitsta- 
gung im Kreise Pinneberg 
aufgegriffen- 


Der Pinneberger Kreistag hat in seiner 
Februar-Sitzung einstimmig beschlos- 
sen, ab sofort alle neuen Einrichtungen 
und Bauwerke des Kreises behinder- 
tengerecht herstellen zu lassen; dies 
gilt sowohl für den Hoch- als auch für 
den Tiefbau bzw. den Straßenbau, 
Darüber hinaus sollen Bauträger von 
öffentlichen, bzw. öffentlich zugängli- 
chen Einrichtungen und Gebäuden in 
der Regel nur dann noch Zuschüsse 
und Darlehen des Kreises Pinneberg 
erhalten, wenn sich der Bauherr ver- 
pflichtet, diese Vorhaben behinderten- 
gerecht zu bauen 

Der Kreis Pinneberg wird bei der 
Bundes- und Landesregierung vorstel- 
lig werden mit dem Ansinnen, erforder- 
liche gesstzliche Änderungen einzulei- 
ten und Zuwendungsrichtlinien anzu- 
passen. 


Europäisches Sportfest 


Ein großes Sportfest für Behinderte al- 
ler europäischen Länder, besonders für 


Schwerst- und Mehrfachbehinderte, 
findet parallel zur REHA am 23. Sep- 
tember 1989 in Düsseldorf statt. Bei 
diesem Sportfest im Rheinstadion han- 
delt es sich um einen Mehrkampf-Wett- 
bewerb, bei dem sich jeder Teilnehmer 
aus über 30 verschiedenen Disziplinen 
seinen ganz persönlichen Wettkampf 
selbst zusammenstellen kann. Gefragt 
sind also nicht die Sportspezialisten ei- 
ner Disziplin, vielmehr sollen über ein 
vielseitiges Angebot möglichst alle be- 
hinderten Menschen angeregt werden, 
sich ihren Fähigkeiten entsprechend 
sportlich zu betätigen. Ausrichter ist der 
Deutsche Behinderten-Sportverband in 
Zusammenarbeit mit dem Behinderten- 
Sportverband Nordrhein-Westfalen. Im 
Anschluß an die offizielle Eröffnung der 
REHA 89 beginnen im gleich neben 
dem Messegelände gelegenen Düssei- 
dorfer Rheinstadion am 23. September 
1989 um 12.00 Uhr die sportlichen Wett- 
bewerbe. Die über 30 Disziplinen, die 
den behinderten Sportlern angeboten 
werden, gliedern sich in sieben Berei- 
che, in denen Zielgenauigkeit, Ge- 
schicklichkeiten, Ganzkörperkoordina- 
tion, Sinneswahrnehmung, Schnellig- 
keit und kooperatives Verhalten gefragt 
sind. Die Bewältigung des Mehrkampfs 


bedeutet gleichzeitig eine besondere 
Schulung von Kraft und Ausdauer. Der 
sportliche Mehrkampf ist eingebettet in 
ein Spielfestprogramm, bei dem alle 
Teilnshmer zusätzlich mitmachen 
können. 


Grundlohn und 
Mindestrente 
für Behinderte 


Einen gesetzlich garantierten Grund- 
lohn und eine Mindestrente für alle Be- 
schäftigten in Werkstätten für Behin- 
derte hat der Verband Deutscher Son- 
derschulen auf seinem sonderpädago- 
gischen Kongreß in Kiel gefördert. „Es 
geht nicht an, daß Prinzipien der freien 
Marktwirtschaft in die Werkstätten 
übertragen und Schwerstbehinderte 
aus Leistungsprinzipien immer weiter 
verdrängt werden", sagte der Bundes- 
vorsitzende Franz Rumplier vor Journa- 
listen. An dem Kongreß nahmen mehr 
als 1000 Teilnehmer aus der Bundesre- 
publick und Europa teil. 

Der Verband befürwortet den gemein- 
samen Unterricht von behinderten und 
nichtbehinderten Kindern, betont aber, 
daß die Sonderschulen nicht abge- 
schafft und entwertet werden dürfen. 
Lehrer aller Schularten sollten in die 
Problematik des Unterrichts behinder- 
ter Kinder eingeführt werden, hieß es. 
Der Verband verlangte, Beratung, au- 
Berschulische Betreuung und ambu- 
lante Förderung in der Aus- und Portbil- 
dung von Sonderschullehrern stärker 
zu berücksichtigen. Bessere Zukunft- 
sperspektiven für behinderte Kinder 
und Jugendliche auf dem Arbeitsmarkt 
ließen sich bespielsweise durch eine 
drastische Heraufsetzung der Schwar- 
behindertenabgabe bewirken. 


München 
vororganisiert 
Liebe Freunde! 


Mit diesem Brief möchte ich Euch und 
Eure Gruppe bzw. Club zu einem flotten 
Münchenaufenthalt einladen. 

Ich denke, daß gerade München mit 
seinen vielfälltigen Möglichkeiten ge- 
nug Interessantes, Amüsantes, Kultu- 
relles, Behindertenfraundliches, Uriges 
und Gemütliches bietet, um hier einige 
Tage mit einer Gruppe zu verbringen. 
Zur Vorbereitung und Durchführung: 
Ich stehe Euch als sogenannter Reise- 
leiter, der den Aufenthalt organisiert, 
Unterkunft bestellt, Fahrmöglichkeiten 
bereitstellt und Euch begleitet zur Ver- 
fügung. 

Um den Aufenthalt möglichst indivi- 
duell und nach Euren Interessen zu ge- 


stalten, werden wir einige Vorgesprä- 
che führen. 

Zur Unterkunft: 

Diese wird nach Euren Wünschen ge- 
sucht. Vom Matratzenlager bis zum Hil- 
ton ist alles möglich. 
Belörderungsmöglichkeiten: 

Sicherlich wird es am besten sein, 
wenn Ihr mit Kleinbussen anreist, die 
wir dann auch während des Aufenthal- 
tes benutzen können. Ein Kleinbus 
meinerseits kann bereitgestellt werden. 
Zum Reisepreis: 

Die Kosten für den Aufenthalt, ohne An- 
reise, werden z.B. beim Wohnen in ei- 
nem Jugendgästehaus bei ca. 50,- 
170,- pro Tag liegen. Im Preis inbegrif- 
fen sind Übernachtung, Frühstück, 
Abendessen, sowie die Reiseleitung. 
Zum Tagesablauf: 

Meine Erfahrungen mit Gruppen im 
Ausland haben gezeigt, daß der Pro- 
grammablauf nicht sehr starr von vorn- 
herein geplant werden soll. Als günstig 
hät sich herausgestellt, je nach Inter- 
esse, Lust und vor allem Kraftreserven 
den Tagesablauf zu planen. Vorteilhaft 
sind dann kleine Interessengruppen, 
die den Tag für sich gestalten.Beim ge- 
meinsamen Abendessen in einem 
Münchner Lokal, kommen dann alle 
Gruppen zum Erfahrungsaustausch 
zusammen. 

Zu den Helfern: 

Nichtbehinderte, die die nötige Hilfe- 
stellung für die Behinderten überneh- 
men, können von meiner Seite nicht ge- 
stellt werden. Aus diesem Grund sollte 
Eure Gruppe genügend nichtbehin- 
derte TeilmehmerInnen zum Helfen ha- 
ben. Zwar ist München eine verhältnis- 
mäßig behindertenfreundliche Stadt, 
doch damit es für alle erholsame Tage 
gibt, sollet Ihr pro Rollstuhlfahrer 1-2 
nichtbehinderte Begleitpersonen ein- 
planen. 

Zur Anmeldung: 

Je früher Ihr Euch anmeldet, umso 
mehr kann ich auf Eure Wünsche ein- 
gehen. Dies gilt besonders für die Su- 
che des Quartiers, 

Für 1989 gibt es nur noch wenig mögli- 
che Termine’7. 10. bis 15. 10. 89; 15. 10. 
bis 20. 10. 89 

Ihr könnt mich auch einfach anrufen 
(Tel. 0 89/725 1214), um noch weitere 
Informationen zu erfahren. 

Zum Schluß: 

Ich würde mich freuen, Euch die inter- 
essante und urige Stadt München zu 
zeigen. Nicht um München abzuhaken, 
wie dies bei so vielen Touristengruppen 
geschieht, sondern um München zu er- 
leben, zu spüren, auch mal Zeit zu ha- 
ben, z. B. unter einem Kastanienbaum 
im Biergarten, über die Probleme einer 
Großstadt in der Gegenwart nachzu- 
denken. 
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PS. Übrigens biete ich auf Wunsch 
1990 auch Reisen für Gruppen nach 
Mallorca, Israel! und in die Toscana an 
Interessenten wenden sich an den 
Freundeskreis Cunit Gert Gruber, Got- 
zinger Str. 8/l1, 8000 München 70, Tel.: 
089/725 12 14. 


VdK mag GRÜNE nicht 


Der VdK hatte DIE GRÜNEN IM BUN- 
DESTAG nicht zu einem Podiumsge- 
spräch über die Reform im Gesund- 
heitswesen am 20. September 1988 
eingeladen, weil - wie es im Schreiben 
des VdK vom 04. Oktober 1988 heißt - 
“innerhalb der Partei DIE GRÜNEN 
Aussagen und Tatsachen festzustellen 
sind, die seitens des VdK sehr kritisch 
betrachtet bzw. nicht akzeptiert werden 
können“. Dabei wird insbesondere auf 
die Haltung der Fraktion zur Errichtung 
eines zentralen Mahnmals für die Opfer 
von Krieg und Gewaltherrschaft in 
Bonn Bezug genommen. Ferner heißt 
es in dem Schreiben, DIE GRÜNEN 
hätten „der Gewalt gegen Sachen im- 
mer noch nicht abgeschworen“. - Mit 
Schreiben vom 13. April 1989 fragt der 
VdK nun unter Bezugnahme auf die zi- 
tiertenn skandalösen Aussagen an, ob 
DIE GRÜNEN nunmehr bereit sind, 
sich vom VdK gleichschalten zu lassen 
und zu einer ihm genehmen Partei zu 
werden. - Der Fraktionsvorstand bittet 
Jutta Oesterle-Schwerin, dem VdK mit- 
zuteilen, daß DIE GRÜNEN im Bundes- 
tag irgendwelche Zensurmaßnahmen 
seitens des VdK nicht hinzunehmen ge- 
denken und zwar jederzeit zu einem 
Diskurs über ihre politischen Positio- 
nen, allerdings ohne Vorbedingungen 
oder Anmaßungen bereit sind. (Auszug 
aus Protokoll der GRÜNEN). 
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ANZEIGE: 


Aktion Autonom Leben - 
Beratungsstelle für Behinderte - 
Eulenstraße 74, 2000 Hamburg 50, 
Tel. 040/39 66 31 0. 3925 55 sucht: 
behinderte/n Sozialarbeiter/In 
behinderte/n Juristin 

behinderte/n Dipl. Pädagogin 
behinderte/n Psychologin 


Selbstbestimmtes 
Leben 


Interdisziplinärer Kongreß zur Lebens- 
bewältigung und Lebensgestaltung 
körper- und mehrfachbehinderter Men- 
schen Düsseldorf, 26.-29. Oktober 1989 
Messe-KongreB-Centrum 

Welche Chancen zu selbstbestimmter 
Lebensgestaltung gibt es für behin- 
derte und nichtbehinderte Menschen? 
Welche Schwierigkeiten, Hindernisse 
und Gefährdungen stehen diesem pro- 
grammatischen Anspruch entgegen? 
Das 30-jährige Bestehen des Bundes- 
verbandes für spastisch Gelähmte und 
andere Körperbehinderte bietet den 
Antaß zu einer Reflexion der vorhande- 
nen Erfahrungen und Lösungsansätze 
der Behindertenarbeit. Grundlegende 
Informationen über Ergebnisse wissen- 
schaftlicher Forschungen sollen ver- 
knüpft und ausgetauscht werden mit 
Erfahrungen und Erkenntnissen, die 
von Betroffenen und Fachleuten aus 
der unmittelbaren Praxis gewonnen 
wurden. 40 Referenten aus dem In- und 
Ausland referieren, berichten und dis- 
kutieren über die Themenkreise: - Ge- 
sundsein, Kranksein, Behindertsein, - 
Arbeit und Beruf, - Wohnen und Leben 
in der Gemeinde. Der Kongreß endet 
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mit einer Matinee. Die in der Öffentlich- 
keit gegenwärtig heftig umstrittenen 
Probleme im Umkreis pränataler Dia- 
gnostik, Gentschnologie und Schwan- 
gerschaftsabbruch sollen dort aus der 
Sicht Betroffener aufgegriffen werden. 
Hans-Dieter Hüsch wird einige ausge- 
wählte Texte vortragen und sich an der 
Gesprächsrunde beteiligen. Ziel des 
Kongrasses ist es, Wege aufzuzeigen, 
die es dem Einzelnen ermöglichen, 
mehr persönliche Macht und Einfluß- 
nahme auf die Gestaltung seiner Le- 
benszusammenhänge zu gewinnen. 
Der Kongreß richtet sich an alle Mitar- 
beiter angrenzender Fachrichtungen, 
an behinderte Menschen, betroffene 
Eltern und all diejenigen, die den 
Wunsch nach selbstbestimmtem Le- 
ben noch nicht aufgegeben haben. 
Bundesverband für spastisch Ge- 
lähmte und andere Körperbehinderte 
e.V., Brehmstraße 5-7, 4000 Düsseldorf 
1, Tel.: 0211/6266 51 


Ärztekammer- 
funktionärin 
verantwortet 
Selbstmord- 
broschüren! 


Den sofortigen Rücktritt der Berliner In- 
ternistin, Dr. Hannelore Burmeister, von 
allen Ämtern in der Berliner Ärztekam- 
mer, hat die Deutsche Gesellschaft für 
Soziale Psychiatrie (DGSP)} gefordert. 
Frau Burmeister habe die Verantwor- 
tung für eine schriftliche Selbstmordan- 
leitung übernommen, nach deren An- 
weisungen sich nach Angaben der Her- 
ausgeber jährlich 2000 bis 3000 Men- 
schen umbringen. 

Die Herausgabe einer „5. verbesserten 
Auflage“ dieser Broschüre habe eine 
von Frau Dr. Burmeister verantwortlich 
mitherausgegebene Zeitschrift als 
wichtigen „Fortschritt in der Suizidfor- 
schung“ bezeichnet. Anläßlich einer 
Vorstellung der Neuauflage wird Frau 
Dr. Burmeister von den Herausgebern 
der Broschüre wie folgt zitiert: „Frau Dr. 
Burmeister... erklärte, daß die DGHS 
auf die „botanische Ergänzung“ der 
Broschüre verzichtet hätte, weil die in- 
frage kommenden Teile von Pflanzen 
die Gefahr des Erbrechens - und damit 
die Zahl mißlungener Suizide - erhöht 
hätten. ... mit dem neuen Wirkstoff der 
orphenadrinhaltigen Medikamente 
habe man die Broschüre auf ein wichti- 
ges "zweites Standbein ’ gestellt“. 

Als unerträglich bezeichnete es der Ge- 
schäftsführung des DGSP Lothar 
Evers, daß hier eine herausgestellte 
Ärztefunktionärin, die in der Ärztekam- 


6 


Deutsche Gesellschaft für 

Soziale Psychictrie eV. 

mer unter anderem für Ethikfragen zu- 
ständig sei, offensichtlich ihre Aufgabe 
darin sehe, verzweifelten Menschen 
mit Selbstmordabsichten möglichst 
todsichere Rezepte hierfür ins Haus zu 
schicken. „Menschen in Krisen brau- 
chen persönliche Hilfe und Ansprache, 
nicht etwa tödliche Rezepte“, erklärte 
Evers wörtlich. Die Frau Dr. Burmeister 
belastenden Tatsachen habe man dem 
Vorstand der Berliner Ärztekammer be- 
reits vor über sechs Wochen mitgeteilt. 
Bisher habe man nicht einmal eine’Ant- 
wort erhalten. Offensichtlich hoffe man 
in der Berliner Ärztekammer, diesen 
Skandal einfach aussitzen zu können. 
Diss verwundere um so mehr, als daß 
die Berliner „Fraktion Gesundheit", die 
den Ärztekammervorstand stellt, sonst 
eher für klare und fortschrittliche Posi- 
tionen bekannt sei. 

Nach Ansicht der psychiatrischen 
Fachgesellschaft mit Sitz in Köln hätten 
gerade die Morde im Lainzer Kranken- 
haus in Wien und der Prozeß gegen die 
Krankenschwester Monika Roeder in 
Wuppertal erschreckend deutlich ge- 
macht, wie schnell Angehörige medizi- 
nischer Berufe versucht seien, Sterben 
zu fördern, statt Leben zu sichern. Die 
Nebentätigkeit von Frau D. Burmeister 
reihe sich in diese gefährliche Grenz- 
verschiebung zwischen Leben und Tod 
ein. Die DGSP fordert die Ärztekammer 
auf, Frau Dr. Burmeister sofort von ih- 
ren Ämtern zu entheben. Darüber hin- 
aus müsse darüber nachgedacht wer- 
den, ob gegen eine Ärztin, die Todesre- 
zepte verantwortet, nicht weiterge- 


hende standesrechtliche 
Konsequenzen ergriffen werden 
müssen. 

Rain Man - 


ein „Star-Fall 


Worin besteht eigentlich das Filmereig- 
nis des Jahres 1989 - Rain Man - mit 
Dustin Hoffman und Tom Crusise in den 
Hauptrolten? In den vier Oscars, die 
der Film erhielt oder daß ein Film mit ei- 
ner „autistischen" Titelfigur ein Erfolgs- 
film wurde? 

Die Münchner med. Wochenzeitschrift 
(11/89) schreibt dazu: „Bewegung mit 
autistischen Menschen - ein unge- 
wöhnliches Filmthema“. Doch wes- 
halb? Hat die Filmbranche nicht in den 
letzten Jahren Behinderungen ent- 
deckt? Angefangen hat es mit „Gottes 
vergessene Kinder“ (Gehörlos). Es 
folgten „Die Maske“ (deformiertes Ge- 
sicht), „Das Mädchen mit den Feuer- 


zeugen“ (Körperbehinderte) und 
„Gaby“ (spastisch Gelähmte). und nun 
„Rain Man“ (Autismus). 

Ungewöhnlich scheint da schon eher, 
das die Filmbranche wieder auf ein NI- 
veau der Zurschaustellung von Abnor- 
mitäten zurückzugreifen scheint. Die- 
sen Eindruck vermitteit zumindest die 
Intention von Dustin Hoffman: „Er 
wollte nicht irgendeinen Durchschnitts- 
Debilen darstellen, sondern, seinem 
Star-Rang gemäß, einen Star-Fall der 
Psychiatrie, eine Rarität, wie es sie 10 - 
oder 20mal auf der Welt geben mag: ei- 
nen autistischen Menschen mit genie- 
hafter Spezialbegabung, eine Figur 
nicht nur von heiliger Einfalt, sondern 
mit einem Schimmer Einstein'scher 
Einzigartigkeit“ (Der Spiegel, 9/89). 
Entsprechend ist auch die Darstellung 
von Raymond Babbitt, der autistischen 
Titelfigur des Filmes: Ein kleiner Mann, 
„der sich mit leeren Blick und plattfüßi- 
gem Tippelschritt roboterhaft durch 
eins Welt bewegt, die ihm unbegreiflich 
ist, monotone Wortlitaneien vor sich 
hinmurmelnd und seine Eigenwelt 
durch bizarre Zwangsrituale gegen 
Strömungen abschirmt..“ (a. a. ©.) 

Um nicht falsch verstanden zu werden. 
Es geht hierbei nicht um die Kritik der 
schauspielerischen Leistung Hoff- 
mans, sondern um die Darstellung von 
Autismus an sich. Auch wenn Rain Man 
nicht über Autismus informieren will, 
sondern ein Unterhaltungsfilm ist - ein 
Autismus-Bild vermittelt er dennoch. 


Die Zurschaustellungs-Tendenz setzt 
sich auch in den Filmberichten fort. So 
heißt es darin bespielsweise: „Autisti- 
sche Menschen sind (...) unfähig, nor- 
male Beziehungen zur Außenwelt her- 
zustellen“ (a. a. O.) Sicher, wenn sich 
sog. Autisten - wie Raymond Babbitt im 
Film - total in sich zurückziehen, dürfte 
kaum eine Kommunikation möglich 
sein. Doch ist dies dann damit gleich- 
zusetzen, sie sind „zu keiner menschli- 
chen Kommunikation fähig" (epd Film, 
3/89)? Durch solche Pauschalisierun- 
gen, wird ein Horrobild von den Betrof- 
fenen gezeichnet, das an die Kaspar- 
Hauser-Zeit erinnert. Die Verfasser von 
solchen Sätzen haben sich wohl in ver- 
staubten Medizinbücher über Autismus 
informiert und den Film mit gesell- 
schaftlichen Scheuklappen gesehen. 
Überhaupt: was besagt es schon, wenn 
sich manche Menschen - aus welchen 
Ursachen auch immer - anders verhal- 
ten als andere? 
Es gibt auch andere Gedanken dar- 
über: „Er will ja mit niemanden kommu- 
nizieren; er will nichts außer sich, und 
sich hat er“ (Spiegel, 9/89). Dies klingt 
zwar immer noch ziemlich pauschal, 
dürfte jedoch dem Wesensmerkmal 
des Autismus näher kommen. 

Werner Müller 


’Lebenshilfe’ mußte 
Kongreß absagen 


Vom 04. - 08. Juni 1989 wollte die 'Le- 
benshilfe‘, die größte bundesdeutsche 
Elternorganisation für geistig behin- 
derte Menschen, unter der Schirmherr- 
schaft der Bundesfamilienministerin 
Ursula Lehr in Marburg das Sympo- 
sium 'Biotechnik - Ethik - Geistige Be- 
hinderung’ veranstalten. Die Über- 
schrift klang ebenso seriös wie nichts- 
sagend, die Praxis sollte anders ausse- 
hen: Unter Ausschluß der Öffentlichkeit 
wollten internationale renomierts 
'Fachleute' aus Medizin, Justiz und 
Pädagogik die Existenzberechtigung 
behinderter Menschen zur Diskussion 
stellen. Daß es letztlich nicht zu diesem 
unglaublichen Kongreß kam, ist nur 
dem entschlossenen Handeln von 
Behinderten- und Krüppelinitiativen, 
von Frauengruppen gegen Gen- und 
Reproduktionstechnologien, der Ge- 
sellschaft für soziale Psychiatrie, Ge- 
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schichtswerkstätten oder diversen Stu- 
dentenvertretungen zu verdanken, Das 
Zusammenkommen dieses breiten 
Bündnisses innerhalb kürzester Zeit ist 
ein bemerkenswerter Erfolg, der für die 
weitere Auseinandersetzung mit "Eu- 
thanasie’-Propagandisten Mut macht. 

Die Empörung entzündete sich daran, 
daß die ’Lebenshilfe' zur Bereicherung 
ihres Symposiumgeschehens Peter 
Singer, Professor für Philosophie und 
Direktor des ’Centre for Human Bio- 
ethics’ im australischen Clayton, einge- 
laden hatte. Singers Name steht für 
eine "praktische Ethik’, die in der Behin- 
dertenpädagogik Fuß zu fassen droht: 
Er vertritt die These von der Gleichheit 
von Tier und Menschen. Der Mensch 
sei lediglich durch Selbstbewußtsein 
und Persönlichkeit hervorgehoben. Bei 
Personen ohne beides falle die Grenz- 
ziehung fort. Folglich sei, so Peter Sin- 
ger in seinem Buch "Praktische Ethik’, 
die „Tötung eines behinderten Säu- 
glings nicht moralisch gleichbedeutend 
mit der Tötung einer Person. Sehr oft ist 
sie überhaupt kein Unrecht“. Für ihn 
gibt es die Trennung in „lebensunwer- 
tes“ und „lebenswertes“ Leben, Singer 
begründet: „Sofern der Tod eines ge- 
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schädigten Säuglings zur Geburt eines 
anderen Kindes mit besseren Aussich- 
ten auf ein glückliches Leben führt, 
dann ist die Gesamtsumme des Glücks 
größer, wenn der behinderte Säugling 
getötet wird“. Und auf dem internatio- 
nalen Kongreß für Humangenetik in 
Berlin 1986 betonte Singer, daß 

- „menschliche Keimzellen und Embry- 
onen unbegrenzt verschwendet, be- 
nutzt, vernichtet und eigens für For- 
schungszwecke hergestellt werden 
dürfen; 

- ältere Embryonen, da ihnen die Krite- 
rien von Personalität und eines auf die 
Zukunft gerichteten Bewußtseins feh- 
len, schmerzlos getötet und für Experi- 
mente benutzt werden dürfen; 

- sich Personalität und Selbsibewußt- 
sein erst im ersten Lebensjahr und bei 
behinderten Kinder (z. B. Down-Syn- 
drom) rudimentär oder gar nicht ent- 
wickeln, die Tötung solcher Kinder zu- 
lässig ist; 

- auch die Tötung von Kranken, Unfall- 
geschädigten und alten Menschen zu 
vertreten ist". 

Die Entscheidung über die vorgeschla- 
genen 'Euthanasie'-Maßnahmen solle 
von einem unabhängigen (!} Gremium 
gefällt werden. Die „Tötung aus Leider- 
sparnis" für die Mehrheit der Bevölke- 
rung, für die Familie und für das Opfer 
selbst hält Singer „moralisch gerecht- 


fertigt“. 
7 


die randschau - Schwerpunkt-Thema 


Singer ist in Australien populär; auch 
die internationalen Experten der Repro- 
duktionstechnologie setzen auf seine 
Ideen, weil sie die ethisch und mora- 
lisch begründeten Hemmschwellen ge- 
genüber ihren medizinisch-techni- 
‚schen "Fortschritt" absenken helfen. 
Das Ziel der Ethikdebatte ist es, die 
herrschende Moral den neuen techno- 
logischen Entwicklungen anzupassen, 
sie so zu definieren, daß die Möglich- 
keiten der neuen Technologien vertret- 
bar und erwünscht erscheinen - seien 
sie auch menschenverachtend und 
menschenvernichtend. Der Mensch 
hat seine Moral neuen Entwicklungen 
anzupassen, die ethische Beurteilung 
orientiert sich nicht am Menschen. Vor- 
schub für dieses Phänomen liefern die 
Argumente eines Peter Singer. Die De- 
batte um 'Biotechnik, Ethik und Gei- 
stige Behinderung’ sind deshalb kein 
folgenloses Wissenschaftsgeplänkel: 
Die Ermordung behinderter, kranker 
und alten Menschen soll in der BRD 
enttabuisiett und zum öffentlichen 
Thema werden. 


Singer-Apostel: 
Prof. Anstötz & Co. 


In der bundesdeutschen Behinderten- 
pädagogik werden die Ideen Singers 
vor allem durch die Dortmunder Profes- 
soren Anstötz und Leyendecker propa- 
giert. Beide hatten Singer im Anschluß 
an das ’Lebenshilfe‘- Spektakel nach 
Dortmund geladen, wo er zum Thema 
„Haben schwerstbehinderte neugebo- 
rene Kinder ein Recht auf Leben" refe- 


rieren sollte. Dieser Propagandaveran- 


staltung mit der intendierten ’Anstiftung 
zum Mord’ war ein Aufsatz von Anstötz 
in der Fachzeitschrift "Behindertenpä- 
dagogik' Ende 1988 vorausgegangen. 
In diesem Betrag beurteilte er mensch- 
liches Leben wissenschaftlich - ver- 
brämt nach Nützlichkeit und Verwend- 
barkeit. Die praktischen Folgen seines 
Betrages mochte Prof. Anstötz aller- 
dings konkret nicht benennen - er ver- 
wies vielmehr auf Singers Publikatio- 
nen. Auf Druck der Öffentlichkeit hat 
die Dortmunder Universität noch vor 
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der 'Lebenshilfe'-Absage Singer wie- 
der ausgeladen. Die beiden Professo- 
ren haben sich allerdings bis jetzt in kei- 
ner Weise von der 'Singer-Philosophie‘, 
bestimmte Personen bedenkenlos er- 
morden zu können, öffentlich distan- 
ziert. Sie bilden weiterhin Lehrer für be- 
hinderts Jugendliche und Erwachsene 
aus. Das Dortmunder Verein "Mobile - 
Selbstbestimmtes Leben Behinderter’ 
ruft deshalb zu anhaltenden Protesten 
auf und fordert die Abberufung der bei- 
den Professoren. 


’Lebenshiilfe’ 
unter Druck 


Entgegen ihrer üblichen Praxis, jede 
kleine Veranstaltung publik zu machen, 
informierte die "Lebenshilfe’-Zentrale 
nur einen erlauchten Kreis über das ge- 
plante Symposium. Öffentlich wurde 
nicht einmal die Landesverbände der 
Organisation benachrichtigt. Als das 
Vorhaben dann durchsickerte und in in- 
tersssierten Kreisen die Runde machte, 
hagelte es in der Marburger Bundes- 
zentrale ungläubiges Nachfragen und 
protestierende Briefe - u. a. forderte der 
Bremer "Lebenshilfe’-Landesverband 
die sofortige Ausladung Singers oder 
gleich die Absage des geplanten Sym- 
posiums. In dieser Situation wurde es 
anscheinend auch dern Familienmini- 
sterium zu heiß: Kurz vor der Europa- 
Wahlen konnte Ministerin Lehr nicht ris- 
kieren, daß ihr Name mit einem "Eutha- 
nasie’-Kongreß in Verbindung gebracht 
wurde. Sie drängte ebenfalls auf Sin- 
gers Ausladung, um einen öffentlichen 
Skandal vorzubeugen. Die "Lebens- 
hilfe’ fügte sich, blieb aber von der 
Richtigkeit ihres Handelns überzeugt. 
Die Ausrichtung des Symposiums 
sollte unbeeindruckt bestehen bleiben: 
Zwischen Festbankett beim Oberbür- 
germeister und kaltem Büfett stand in 
zahlreichen Vorträgen die „Verhütung 
geistiger Behinderung‘, die „Verhütung 
von Erbkrankheiten“ oder die „Eutha- 
nasie und schwerbehinderte Neugebo- 
rene"“ auf dem Programm! Grund ge- 
nug für die Initiativen, weiter Sturm ge- 
gen das Symposium zu laufen. Erst 
diese Unnachgiebigkeit der Kritikerin- 
nen brachte die Bundeszentrale drei 
Tage vor der Eröffnung zur Absage des 
Kongresses. Allerdings mit skandalö- 
sen Begründungen: Das ganze sei nur 
ein Mißverständnis, die Sicherheit der 
Referentinnen sei nicht mehr gewähr- 
leistet, die Debatte könne nicht wie ge- 
plant stattfinden {inzwischen hatten der 
Professor Lejeuns aus Frankreich und 
niederländische Gäste - aus Solidarität 
mit Singer {!) - ihre Teilnahme zurück- 
gezogen). Von der Einsicht darin, daß 
über Existenzberechtigung nicht zu 
diskutieren ist, keine Spur. Dieses Ver- 
halten führte dazu, daß eine von den 
Kongreß- GegnerInnen organisierte 
Veranstaltung in Marburg am 3. 6. 89 


nach wie vor von vielen Gruppen und 
Einzelpersonen aus dem Bundesgebiet 
getragen und besucht wurde. In Beiträ- 
gen vom Podium wurde dem überfüll- 
ten Saal die Bedeutung der Sin- 
ger'schen Ethik vorgetragen, der 
gesundheits- und sozialpölitische Rah- 
men gezeichnet, in dem Eugenik, 
Zwangssterilisation oder Sterbehilfe- 
Debatte ihren Boden finden. Außerdam 
wurde grundsätzliche Kritik an der "Le- 
benshilfe’ geübt und deren Rolle in den 
genannten brisanten Entwicklungen 
scharf angegriffen: 


’Lebenshilfe’ 
und Tötungshilfe 


Die 'Lebenshilfe' wurde 1958 von Elterri 
behinderter Kinder sowie von Fachleu- 
ten gegründet und hat heute weit über 
100.000 Mitglieder. Ein zentrales Motiv 
der Eltern war der Wunsch nach famili- 
ärer Entlastung; dieser Wunsch for- 
cierte den Ausbau aussondern der In- 
stitution wie Sonderschulen und Werk- 
stätten für Behinderte. Der Wunsch 
nach Entlastung war aber auch immer 
gepaart mit dem Verlangen nach Teil- 
habe am Mittelklassetraum der Ade- 
nauer-Ara. Vorstellung von einem hei- 
len Familienglück, die mit dem Um- 
stand der Behinderung der Kinder kolli- 
dieren und zu oberflächigen Konflikt- 
lösungen führen mußten. Die vermie- 
dene Auseinandersetzung mit der Be- 
hinderung ließ es zu, sich mit den Tä- 
tern aus der nationalsozialistischen 
Zeit in Wohltätigkeit zu ergehen und 
gleichzeitig den pflegeleichten Behin- 
derten mittels Zwangssterilisation an- 
zustreben sowie die 'saubere' Selek- 
tion durch die Humangenetik zu forcie- 
ren. Dazu später mehr. Zunächst liegt 
der Verdacht nahe, daß die "Lebens- 
hilfe ein Zusammenschluß von Eltern 
ist, die die Behinderung ihrer Kinder 
nicht verarbeitet haben. 

Gründungsväter der ’Lebenshilfe' wa- 
ren die Kinder- und Jugendpsychiater 
Werner Villinger und Herman Stutte. 
Beide hatten 1949 in einer richtungs- 
weisenden Aufsatz die Bedeutung ih- 
res Wirkens mit der „sozialbiologi- 
schen Unterwertigkeit des von ihr be- 
treuten Menschenmaterials“ begrün- 
det. Diese erschreckende Wortwahl 
drückt allerdings nur das Bewußtsein 
der Praktiker aus: Ab 1933 ließ Villinger 
die Mehrheit der Anstaltsinsassen in 
Bethel sterilisieren, saß nach 1933 im 
Erbgesundheitsgericht und nahm an 
den "Euthanasie’-Aktionen als Gutach- 
ter teil. Die 'Lebenshilfe' hat es bis 
heute nicht für nötig befunden, sich mit 
Vilinger zu befassen oder etwa über 
ihn ein Symposium zu veranstalten. 
Herman Stutte blieb der "Lebenshilfe 
bis vor einigen Jahren erhalten mit Ge- 
danken, die ihn 1949 eine „Stufenleiter 
sozialer Brauchbarkeit“ entwerfen ließ, 
die sich ausspannt zwischen dem „g®- 


ordneten Beamten“ und dem „arbeits- 
scheuen Gelegenheitsarbeiter“, der 
„Mutter im geordneten Hauswesen" 
und „der Prostituierten“, der „nicht be- 
straften kleinen Amtsperson“ und dem 
polytroben Rückfallverbrecher oder 
dern querulierenden Wohlfahrtsparasi- 
ten.‘ Solche Denkmuster sind es, die 
Stutie 25 Jahre später, 1974, vorschla- 
gen lassen im Namen der 'Lebenshilfe‘, 
doch gleich alle „geschäftsunfähigen 
Personen" sterilisieren zu lassen - ein 
Vorschlag, der ganz direkt aus dem 
Arsenal der nationalsozialistischen 
Gesundheits- und Sozialpolitik entlie- 
hen ist. Zu Ehren dieses Mannes nennt 
die 'Lebenshilfe’ ihr Tagungsgebäude 
Herman-Stutte-Haus. Das Haus in dem 
über die Verhinderung von Erbkrank- 
heiten, über ’Euthanasie’ und Eugenik 
debattiert werden sollte. Ein Skandal 
für sich. 

Die Instrumente der Bevölkerungspoli- 
tik greifen zuerst bei geistig behinderte 
Menschen, um dann andere Personen, 
Bevölkerungsteile Ins Visier zu neh- 
men. Wie reagiert die "Lebenshilfe’ auf 
solche Entwicklungen? Sie veranstaltet 
Kongresse, Symposien, Fachtagun- 
gen; sie tut ratlos und läßt diskutieren, 
was ernsthaft nicht zu diskutieren ist: 
Das Recht auf Fortpflanzung, das 
Recht auf die Unverletzbarkeit des Kör- 
pers, das Lebensrecht. 

1969 eröffnet der 'LH’-Vorsitzende Mit- 
termaier die Tagung "Der behinderte 
Mensch und die Eugenik’. Aus medizi- 
nischer, juristischer Sicht wurde die 
sich ankündigenden Segnungen der 
Humangenetik mit Pro- und Contra-Bei- 
trägen beleuchtet. Schon drei Jahre 
später wurde in Marburg die erste ge- 
netische Beratungsstelle eröffnet, übri- 
gens vom späteren "LH’-Versitzenden 
Manger-König. Heute wird die vorge- 
burtiiche Selektion flächendeckend 
praktiziert und sie ist weitgehend ak- 
zeptiert. „Kinder mit einem Down-Syn- 
drom braucht es nicht mehr zu geben. 
sagen die Genetiker, und die "LH’ lädt 
mal wieder zum Disput. 

1987 veranstaltet die 'LH’ aufgrund des 
von außen erzeugten Druckes - die 
'LH’ hat gedeckt und gefördert, daß 
jährlich mindestens 1000 Menschen 
ohne Einwilligung zwangssterilisiert 
werden - eine Fachtagung zum Thema. 
Gegnerlnnen und BefürworterInnen ka- 
men zu Wort. Nur 2 Jahre später stützt 
sich der Gesetzentwurf der Bundesre- 
gierung auf das Votum der 'LH’: Die 
Unfruchtbarmachung soll auch ohne 
Zustimmung der Betroffenen möglich 
und legalisiert werden. Das Recht auf 
Fortpflanzung ‚ das Recht auf körperli- 
che Unverletzbarkeit hat die 'LH’ nicht 
verteidigt. 

Jetzt greift sie das Thema "Euthanasie’ 
- sozusagen tabubrechend - auf und 
wollte ’Euthanasie'-Propagandisten ein 


Form und Gehör verschaffen. Durch ra- 
sches Mandeln wurde die ’LH’ zur Ab- 
sage des Symposiums gebracht: „Al- 
les nur ein großes Mißverständnis“ 
heißt es jetzt verlogen aus der Bundes- 
zentrale. Denn sie wußten,. was sie 
taten: 

Das Existenzrecht behinderter Neuge- 
borener, Kinder und Erwachsener 
wurde zur strategischen Frage erklärt 
nach dem Motto: Wir reden mal mit de- 
nen, die den Aufruf zum Mord an Behin- 
derten verbreiten, um sie zu widerle- 
gen. Wer nicht merkt, daß die Aufwer- 
tung solcher Tötungsideen durch Ge- 
sprächsbereitschaft in einem 
honorigen Kreis geschieht, hat aus der 
Geschichte nichts gelernt und steht auf 
der Seite der künftigen Täter. 

Auch die ersten "Lebensunwert’-Propa- 
gandisten in der Weimarer Republik 
galten als Experten, mit denen die 
staatliche und private Fürsorge in die 
Diskussion trat und keine eindeutigen 
Absagen zustandebrachte - solange, 
bis die Anstaltstötungen die angereg- 
ten Debatten ablösten. 

Die 'LH’ hat das Symposium nicht ab- 
gesagt, weil sie Fehler eingesehen hat, 
sondern weil ihr der oder die Star-’Eu- 
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thanasie’-Propagandisten abhanden’ 
gekommen sind. Das ist die er- 
schreckende Tatsache, aus der sich die 
'LH' nicht herausmogeln kann, für die 
sie zur Verantwortung gezogen werden 
muß. 


Aktion 
gegen Methodenstreit 


Die bei der Veranstaltung am 3. 6. im 
Publikum auftretende Führungscrew 
der 'Lebenshilfe’ hatte dieser Kritik und 
der Empörung im Saal nichts entge- 
genzusetzen. Die Versuche der Verein- 
nahmung der Kritik („Wir sitzen doch 
alle in einem Boot.) machte Geschäfts- 
führer Conrads von der 'Lebenshilfe' 
vollends zunichte, als er den ganzen 
Konflikt zum „Methodenstreit“ erklären 
wollte („Wir reden mit Singer, ihr eben 
nicht.‘). Während Frau Neuer-Miebach, 
verantwortlich für die Planung des 
Symposiums und in der "Lebens- 
hilfe'-Arbeitsgruppe "Humangenetik 
und Ethik‘, zur Verteidigung darauf ver- 
wies, daß die 'Euthanasie’-Gegner un- 
ter den geladenen Referentinnen die 
Mehrheit besessen hätten, konnte der 
Chef-Experte der Organisation, der 
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Kinder- und Jugendpsychiater Prof. 
Heinz Krebs, lediglich betonen: „Ich 
bestehe auf der Verwendung der Be- 
zeichnung geistig behinderter Men- 
schen statt Behinderte!“ Angesichts 
solcher Ansammlung von Ignoranz war 
die Stimmung und das Resümee der 
Veranstaltung ganz eindeutig: Solange 
die 'Lebenshilfe’ nicht einmal von ihrer 
Position Abstand nimmt, "Euthana- 
sie’-Propagandisten eine Form zu bie- 
terı und sie aufzuwerten, kann sie kein 
Partner für den Widerstand gegen die 
auftauchenden Tötungsideen für be- 
hinderte Personen sein. Die kämpferi- 
sche Stimmung im Saal führte ange- 
sichts der desolaten Argumentation der 
'Lebenshilfe zum Beschluß, deren 
Bundesgeschäftsstelle am nächsten 
Morgen, dem Tag der geplanten Sym- 
posiums-Eröffnung, einen kurzen Be- 
such abzustatten. 

Mit Transparenten - „Unser Leben ist 
undiskutierbar!“- zogen dann am Mor- 
gen etwa 100 Protestierende vor das 
Hermann-Stutte-Haus. Angesichts des 
bereits abgesagten Symposiums eine 
erstaunliche Zahl, Vor laufender Ka- 
mera wurde das Wort LEBEN im 'Le- 
benshilfe’-Schriftzug übersprüht, das 
Tagungshaus symbolisch mit einem 
Tuch in ’Singer-Stutte-Haus’ umbe- 
nannt. Aus der verlesenen Erklärung 
vom bundesweiten Forum der Krüppel- 
und Behinderteninitiativen: „Nach den 
Ereignissen der letzten Tagen können 
wir auch in naher Zukunft nicht davon 
ausgehen, daß die "Lebenshilfe’ uns in 
unserem entschiedenen Kampf gegen 
'Euthanasie’-Befürworter und andere 
Behindertenfeinde unterstützt. Statt- 
dessen will sie auch weiterhin den Dia- 
log mit "Euthanasie’-Befürwortern füh- 
ren - und'unterstützt damit objektiv de- 
ren Kampf gegen uns. Die 'Lebenshilfe’ 
hat deshalb keinen Anspruch mehr auf 
ihren Namen. Sie verdient es auch, das 
ihre Bundesgeschäftszentrale in "Peter 
Singer-Hermann-Stutte-Haus’ umbe- 
nannt wird. Denn von letzterem hat sie 
sich nicht losgesagt und ersterem rennt 
sie gerade hinterher Dieser mit Beifall 
aufgenommenen Erklärung wollte Ge- 
schäftsführer Conrads per Megaphon 
entgegentreten - laute „Aufhören, Auf- 
hören!"“-Rufe bedeuteten für ihn, daß 
nicht diskutiert wird, wogegen die Ver- 
sammelten protestieren; diese Gele- 
genheit habe die ’Lebenshilfe' zur Ge- 
nüge besessen. Einigermaßen verbit- 
tert verzog sich die wiederum aufgelau- 
fene Führungsmannschaft der Eltern- 
organisation in das Innere des Singer- 
Stutte-Hauses zurück. Die kurze Aktion 
war der I-Tüpfel auf die gesamte erfolg- 
reiche Auseinandersetzung um Singer 
und die ’Lebenshilfe’; erfolgreich nicht 
nur, weil sie zur Ausladung Singers und 
zur Absage des Symposiums geführt 
haben. Wichtig und notwendig sind die 
durch den Konflikt aufgeschreckten 
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Gemüter, ausgelösten Diskussionen, 
angesetzten Informationsveranstaltun- 
gen. Denn natürlich ist der Spuk der ak- 
tiven Sterbehilfe nicht vom Tisch; noch 
hält sich das Gerücht, daß Singer-Fans 
in der BRD (Nähe Saarbrücken?) ein 
Institut eröffnen wollen. Es wird also 
weiter unsere Energie gebraucht, ein 
Erfolg kam da gerade recht. 


Lebenshilfe J, 


für geistig Behinderte £ 
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DIE 
FOLGEN 


Daß die Diskussion um die Singer- 
schen Thesen mit der Marburger Ak- 
tion verhindert werden könnte, hat kei- 
ner der Protestierenden geglaubt. Es 
ging nicht um die Verhinderung der Dis- 
kussion UM Singer sondern MIT Sin- 
ger. Es ging um den Protest gegen jede 
Unterstützung und Förderung poten- 
tieller Euthanasie-Täter. 

Die Diskussion geht tatsächlich weiter. 
Erfreulich sind die Auseinandersetzun- 
gen, die einige Fachschaften an Uni- 
versitäten organisieren mit klarer anti- 
eugenischer Haltung. Erfreulich auch, 
daß Franz Christoph im SPIEGEL die 
Möglichkeit erhielt, den Protest gegen 
Singer und seinen Unterstützerkreis zu 
beschreiben und zu erklären. 

Der SPIEGEL-Artikel wird möglicher- 
weise ein größeres juristisches Nach- 
spiel haben. Franz Christoph hatte 
nämlich die übliche Kritik an Sterbehel- 
fer wie Attrot in den Artikel mit ein- 
gebau. 

Attrot hat daraufhin sofort, wie wir das 
von ihm kennen, juristisch Unterlas- 
sung gefordert. Diese Unterlassungs- 
erklärung ist von Franz nicht unter- 
zeichnet worden. Zu erwarten ist nun 
eigentlich ein Attrot‘ scher Antrag auf 
eine Einstweilige Verfügung, gegen die 
es aber auch schon eine Schutzschrift 
gibt. Möglicharweise kommt ss zu einer 
Klage Attrot ./. Christoph. 

Die Singer-Unterstützerlnnen fanden 
allerdings am 23. 6. 89 auch eine re- 
nommierte Wochenzeitung zur Verbrei- 
tung Singerscher „Philosophie“: DIE 
ZEIT. Die Parteinahme für Singer 


schreckte nicht vor plumpesten Be- 
weisführungen zurück. So wird z.B, na- 
hegelegt, Singer könne als Jude und 
Sohn von Nazi-Verfolgten schon mal 
gar kein Faschist sein. Ganz übel 
wurde es dann, als Singer persönlich in 
einem Interview seine Thesen verbrei- 
ten konnte. 

Kurzentschlossen kettete sich Franz 
Christoph am Morgen des 27. 6. 89 an 
die Eingangstür des ZEIT-Pressehau- 
ses und verteilte eine Presseerklärung, 
die wir im Wortlaut nebenstehend ab- 
gedruckt haben. Etwa um 3 Uhr des 
Nachmittags erschien ein epd-Presse- 
bericht zu einer Stellungnahme der 
norddeutschen, evangelischen Bi- 
schöfe Krusche, Wilckens und Stoll 
(sishe Kasten). Sie mag dazu verholfen 
haben, daß Franz Christoph die Einla- 
dung in die große Redaktions-Konfe- 
renz der ZEIT erhielt. Vor etwa 100 Zeit- 
MitarbeiterNNEn wurde heftigst zur 
Sache diskutiert. Die Chef-Redaktion 

solidarisierte sich mit den Protesten ge- 
gen Singer und gegen die Parteinahrne 

des ZEIT-Dossiers für ihn. Möglicher- 
weise folgt noch ein ZEIT-Streitge- 
spräch zwischen Franz Christoph und 

einem der Autoren des umstrittenen 

Dossier's, Reinhard Merkel, in der 
ZEIT. 

Andere Medien sind natürlich, was 

schon mit der Ansetzung des Sympo- 
sions durch die LEBENSHILFE nicht 
mehr zu verhindern war, inzwischen 

auch an Singer interessiert. So fand be- 
reits im Österreichischen Fernsehen 

eine Diskussion mit ihm statt, an der 
auch Peter Radtke aus München als 

betroffener Behinderter teilnahm. 

Diese Sendung war bei Redaktions- 

schlußB der „randschau“ allerdings 

noch nicht ausgestrahlt. 

In der LEBENSHILFE geht unterdes- 

sen die Diskussion um den UNSINN 

des angesetzten Symposions undden 

Sinn der Reaktionen darauf weiter. 

Während die offiziellen Stellungnah- 

men immer noch Rechtferligungs- 

schriften sind, wird intern die Kritik an 

den OrganisatorINNen immer heftiger. 

Das Ziel ist erreicht. Selbst wenn die 

OrganisatorlINNen tatsächlich nur die 

besten Absichten gehabt haben, sie 

können nicht länger einfach die Neben- 

wirkungen verleugnen, die sie mit ihren 

Rezepten erzeugen, weder bei der Ste- 

rilisation geistig Behinderter, noch bei 

der Euthanasie,noch bei anderen The- 

men. Wenn sie es dennoch tun, muB 

die LEBENSHILFE mit Widerstand 

rechnen. Diese Botschaft ist rüberge- 

kommen. 

Auch das Bundesministerium für Ju- 

gend, Familie, Frauen und Gesundheit 

hat sich inzwischen in einer Antwort auf 

eine „Kleine Anfrage“ der GRÜNEN 

von Singer distanziert (siehe Kasten). In 

der Antwort zur Frage 3 kann sie aber 

nur emotional reagieren und schlicht 


die Unwahrheit behaupten. Die Ministe- 
rin Lehr hat eben doch die Schirmherr- 
schaft übernommen. 

Was wir in dieser Ausgabe der „rand- 
schau“ zu den Singer-Thesen und Ge- 
genreaktionen berichtet haben, war Si- 
cher nur ein Zwischenbericht. Weiteres 


wird sich ereignen. 
Lothar Sandfort 


Presseerklärung 


27. Juni 1989 

Tödlicher Zeit-Geist 

Ich protestiere gegen DIE ZEIT. 

In der Zeit Nr.26 vom 23. Juni 89 wurde 
ein dreiseitiges Dossier unter der Über- 
schrift „Der Streit um Leben und Tod" 
veröffentlicht und mit fogenden Worten 
angekündigt: „Ob menschliches Leben 
unter jeder Bedingung zu schützen ist 
oder ob es unter Umständen ausge- 
löscht werden darf: Diese Streitfrage ist 
durch die Hochleistungsmedizin bri- 
sant geworden. Doch Moralphiloso- 
phen, die diese Frage diskutieren 
möchten, werden in der Bundesrepu- 
blik als „faschistisch" abgekanzelt. 
Über die Probleme der Euthanasie- 
Frage ein Bericht von Reinhard 
Merkel." 

Reinhard Merkel und andere betreiben 
auf diesen drei ZEIT-Seiten entschie- 
den und demagogisch Propaganda für 
die Vernichtung behinderten Lebens. 
Sterbehilfe-- so die neuen ZEITzeichen 
- für behinderte Neugeborene, muß 
endlich legalisiert werden, um den be- 
troffenen Kindern und Eltern zu „hel- 
fen". Gegen diese Art von „Hilfe“ wehre‘ 
ich mich. Ich erinnere mich sehr gut an 
die lautstarke Drohung meines Vaters: 
„Ich werde dir schon helfen!" Als ehe-) 
maliger Gefolgsmann des „Führers'! 
bedauerte er meine späte Geburt. 
„Wenn der Franz früher geboren wäre“, 
sagte er zu meiner Mutter, „wäre alles 
viel leichter". Gut zehn Jahre früher ge- 
boren hätte man mir und meinen Eltern 
durch die tödliche Gnade der Nazi-Eu- 
thanasie „viel Leid erspart“. Nun droht 
Reinhard Merkel denjenigen Behinder- 
ten, deren Lebensunwertigkeit für ihn 
erwiesen scheint, wiederum Hilfe an. 
Angeblich handelt es sich hier um Mo- 
ralphilosophie und hat selbstredend mit 
faschistischem Gedankengut nichts zu 
tun. Die Begründung ist heute nicht 
mehr offen die Rassenhygiene des 
deutschen Volkes. Es geht um das indi- 
viduelle Glück und die individuelle Ent- 
scheidung. „Unwerles Leben“ bleibt 
dennoch unwertes Leben. Dazu gehö- 
ren laut ZEIT-Dossier bisher Menschen 
mit Mongoloismus, Spina bifida, geistig 
Behinderte und künftige Dialyse-Pa- 
tienten, „denn ab einer gewissen Ent- 
wicklungsstufe lassen sich die zukünfti- 
gen Leiden mit Gewissheit vorhersa- 
gen.“ Dekorative Darstellung von Ein- 


zelschicksalen bis hin zu den 
Auswirkungen auf die Eltern (.. Ihre 
Ehe ging in der Folge zu Brüche‘) ap- 
pellieren im ZEIT-Dossier an Mitleids- 
gefühle und scheinbare humanitäre 
Ansprüche: man will den armen behin- 
derten Kindern und den Eltern „helfen“, 
ihnen „unnötiges Leid“ erparen. Außer- 
dem sei es doch schon gang und gäbe, 
schwerstbehinderte Säuglinge nach 
der Geburt in den Kliniken verhungern 
zu lassen. Das ZEIT-Dossier fordert 
den schnellen Tod, die „aktive Sterbe- 
hilfe“ für schwerbehinderte Neugebo- 
rane. Niemand würde ernsthaft die Le- 
galisierung von Vergewaltigung in der 
Ehe fordern allein mit der Begründung, 
daß sie tagtäglich überall passiert. Eine 
„neue Ethik“, die aufgrund gesell- 
schafltich üblicher Handlungsweisen 
alle moralischen Tabus durchbrechen 
will, um zwischen „wertem“ und „un- 
wertem“ Leben zu unterscheiden, ist 
keine neue Ethik, sondern unmenschli- 
che Qualitätsauslese. Damit gehen die 
neuen Euthanasie-Vertreter weiter, als 
es der Nazi- Propagande-Film „Ich 
klage an“ wagte. In diesem Film, - pro- 
pagandistisches Begleitmedium für die 


Protest gegen die „Zeit“ 


Franz Christoph 
kettet sich an 


geplante Legalisierung der massenwei- 
sen Ermordung von Behinderten -, 
blieb die moralische Einschätzung for- 
mal offen. In der ZEIT vom 23. Juni 89 
gibt es kein offenes Ende. Moralisch ist 
heute, Schwerbehinderte schnell und 
elegant unauffällig zu töten. Eingeklagt 
werden die juristische und moralische 
Grundiage für diese „Auslöschung“. 
Die Pressefreiheit ist dort keine mehr, 
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wo sie publizistische Todesurteils über 
Menschen fällt. Haben die Herausge- 
ber der ZEIT, Dr. Marion Gräfin Dönhoff 
und Helmut Schmidt, aus der Ge- 
schichte so wenig gelernt, daß sie es 
zulassen, drei Seiten Euthanasie-Pro- 
pagande zu veröffentlichen? Aus wel- 
chem Grund werden die Gegner und 
Gegnerinnen dieser Propagande diffa- 
miert und als „peinlich, beschränkt, in- 
tolerant und hysterisch“ beschrieben? 
Ich bin von der ZEIT aufgefordert wor- 
den, einen Beitrag zum Thema zu 
schreiben. Ehe sich die Herausgeber 
nicht von den verantwortlichen Eutha- 
nasie-Propagandisten getrennt haben, 
bin ich nicht dazu bereit. Es gibt in die- 
sen ZEITEN keine gemeinsame Platt- 
form. 
Die Würde des Menschen und somit 
auch das Lebensrecht behinderter 
Menschen ist undiskutierbar! 

Franz Christoph 


Nordelbiens Bischöfe 
protestieren gegen 
„Zeit‘Artikel 


“Parteinahme für Sterbehilfe unverant- 
wortlich“ 

Hamburg (epd). Kritisch haben die drei 
nordelbischen Bischöfe Peter Krusche 
(Hamburg), Ulrich Wilckens (Lübeck) 
und Karlheinz Stoll (Schleswig) zu ei- 
nem Artikel über Euthanasie in der 
jüngsten Ausgabe der Wochenzeitung 
„Die Zeit“ (Hamburg) Stellung genom- 
men. Das Thema in der Öffentlichkeit 
„tabuisieren zu wollen“ sei „zwar unan- 
gemessen”, heißt es in einer am Diens- 
tag in Hamburg veröffentlichten ge- 
meinsamen Erklärung der Bischöfe, 
„Unverantwortlich“ sei es jedoch, eine 
„Öffentliche Diskussion zu entfachen“ 
mit „unterschwelliger Parteinahme" für 
ein Recht auf „aktive Sterbehilfe". Aus 
Protest gegen das dreiseitige 
„Zeit“-Dossier vom 23. Juni hatte sich 
am Vormittag bereits Franz Christoph 
(35), Autor und freier Schriftsteller, vor 
dem Redaktions- und Verlagshaus der 
Zeitung in der Hansestadt mit seinem 
Rollstuhi angekettet. Die Würde des 
Menschen und „somit auch das Le- 
bensrecht behinderter Menschen" sei 
„undiskutierbar", hieß es in seinem 
Flugblatt. Die „Zeit" hatte unter dem Ti- 
tel „Der Streit um Leben und Tod“ 
Grundthesen des australischen Moral- 
philosophen Peter Singer vorgestellt, 
der bestimmte Formen von Euthanasie 
für zulässig und in Fällen schwerer Be- 
hinderungen etwa auch die Tötung von 
Neugeborenen für „moralisch vertret- 
bar" hält. „Das Leben ist eine Gabe 
Gottes. Der Mensch darf über diese 
Gabe nicht verfügen", zitieren die Bi- 
schöfe als „Antwort auf den Zeit-Arti- 
kel" einen Grund-Satz der Lutheri- 
schen Kirche Deutschlands vom Okto- 
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die randschau - Schwerpunkt-Thema 


Antwort 


der Bundesregierung 


Behinderung 


Der Parlamentarische Staaissekretlär beim Bundesminister für 
Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit hat mit Schreiben vom 
21. Juni 1989 namens der Bundesregierung die Kleine Anfrage 
wie folgt beantwortet: 


Vorbemerkung 


Zwischen der Bundesregierung und der Bundesvereinigung Le- 
benshilfe für geistig Behinderte e.V, besteht seit vielen Jahren 
eine kontinuierliche und güte' Zusammenarbeit, die in der ge- 
meinsamen Zielsetzung begründet ist, das Lebensrecht geistig 
behinderter Menschen zu schützen, ihnen und ihren Familien ge- 
sellschaftliche Anerkennung zu sichern und die erforderlichen 
Hilfen für ein Leben in der Gemeinschaft bereitzustellen bzw, 
weiterzuentwickeln. 


Dieses gemeinsame Ziel war auch Grundlage der Planung für das 
internationale Symposion, das Gegenstand dieser Anfrage ist. Die 
Vorbereitung bezog sich dabei vor allem auf das WHO-Programm 
„Gesundheit 2000” und den Bericht der Enquete-Komission des 
10. Deutschen Bundestages „Chancen und Risiken der Gentech- 
nologie”. Dieser Bericht weist u.a. auf die Gefahren hin, die die 
absehbaren Möglichkeiten im Bereich der pränatalen Diagnostik 
für die Einstellung der Gesellschaft zur Behinderung haben 
können. 


Gerade weil die Bundesvereinigung Lebenshilfe für geistig Behin- 
derte e.V. sich mit dieser Veranstaltung zur Aufgabe gemacht 
hatte, auf die Grenzen hinzuweisen, die wir aus ethischen Grün- 
den niemals überschreiten dürfen und die unter keinen Umstän- 


den eugenische. Ziele, Selektion und Euthanasie zulassen, hatte 
die Bundesministerin für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit 
die Schirmherrschaft für diese Veranstaltung übernommen und 
finanzielle Förderung zugesagt. 
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ber 1988. Christen, die an „Gott als den 
Herrn über Leben und Tod“ glauben, 
könnten keine andere Antwort geben, 
heißt es weiter. Darin stimmten alle 
christlichen Kirchen völlig überein. 
Auch schwerste Behinderungen ma- 
chen ein Leben nicht „lebensunwert“, 
so die Bischöfe weiter. Dies habe der 
Evangelische Kirchentag in Berlin 
(„Meine Zeit steht in Gottes Händen“) 
als Losung für unsere Gegenwart ge- 
rade herausgestellt: Nicht als Zumu- 
tung, sondern als „Zuspruch eines Le- 
benssinnes, auch in Situationen 
schweren Leidens", Dieser Zuspruch 
gelte ebenso Menschen, denen es un- 
erträglich scheint, das Leiden ihrer 
Nächsten hilflos miterleben zu müssen. 
Die Bischöfe: „Es mag dem Arzt zuste- 
hen zu entscheiden, in bestimmten Fäl- 
len medizinische Hilfe zur Hinauszöge- 
rung des Sterbens einzustellen. Nie- 
mals und unter keinerlei Umständen 
steht es ihm zu, den Tod herbeizufüh- 
ren. Dies kann auch niemals als ein 
„Recht auf Barmherzigkeit" eingeführt 
werden.“ 


Schirmherrschaft des Bundesministeriums für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit über das europäische Symposion Biotechnik-Ethik-Geistige 


Die Bundesregierung hat nie einen Zweifel daran gelassen, daß es 
keine Neubewertung von Behinderung geben darf, mit der das 
Lebensrecht behinderter Menschen zur Disposition gestellt 
würde. Es kann auch keinen Zweifel daran geben, daß weder die 
Bundesregierung noch von ihr ideell und finanziell unterstützte 
Organisationen in Verbindung zu wie auch immer begründeten 
Euthanasie-Positionen gebracht werden können. 


Im einzelnen werden die Fragen wie folgt beantwortet: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Äußerungen von 
Prof. Dr. Peter Singer? 


Die Auffassung von Prof. Singer, wie sie in den zitierten Äußerun- 
gen zum Ausdruck kommt, wird von der Bundesregierung nicht 
geteilt. 


Aus Anlaß der kontroversen Auseinandersetzungen um die von 
der Bundesvereinigung Lebenshilfe geplante und nunmehr abge- 
sagte wissenschaftliche Tagung stellt die Bundesregierung erneut 
und unmißverständlich fest: In einer den Grundrechten verpflich- 
teten Gesellschaft, die die Würde des Menschen, sein Lebensrecht 
und die Unverletzlichkeit seiner Person unter den besonderen 
Schutz des Staates stellt, kann es keine Rechtfertigung — mit 
welchen Begründungen auch immer — für die Tötung von behin- 
derten oder kranken Menschen geben. 


2. Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß derartige Thesen, 
vertreten auf einem Symposion unter Schirmherrschaft des BMJFFG, 
geeignet sind, die Vorstellung, Euthanasie sei eine legitime Form des 
Umgangs mit schwerer Krankheit, Alter und Behinderung, zu ver- 
breiten? 
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Es war zu keinem Zeitpunkt die Absicht der Bundesregierung, mit 
der Unterstützung des Symposions „Biotechnik-Ethik-Geistige 
Behinderung; Gesundheit 2000 und Lebensperspektiven von 
Menschen mit geistiger Behinderung" zur Verbreitung von 
Euthanasie-Vorstellungen beizutragen. Auch der Bundesvereini- 
gung Lebenshilfe kann eine solche Absicht nicht unterstellt 
werden. 


Ein Hauptziel der geplanten Veranstaltung war es vielmehr, auf 
die Gefahren aufmerksam zu machen, die die Entwicklung der 
modernen Bio- und Gentechnologie im Hinblick auf die Einstel- 
lung der Gesellschaft zu behinderten Menschen mit sich bringen 
kann. In der Auseinandersetzung mit den unterschiedlichen inter- 
nationalen Entwicklungen sollte deutlich gemacht werden, daß 
das Lebensrecht behinderter Menschen und ihre vorbehaltlose 
gesellschaftliche Anerkennung nicht in Frage gestellt werden 
dürfen. 


3. 1939 begann die Erfassung und Festiegung der Zahl der zu tötenden 
Patienten der Heil- und Pflegeanstalten in Deutschland. 


Was veranlaßte die Bundesregierung 50 Jahre später, in der Bundes- 
republik Deutschland die Schirmherrschaft über ein Symposion zu 
übernehmen, auf dem einem Referenten ein Forım geboten werden 
sollte, der bekanntermaßen offen für Euthanasie wirbt? 


Die Bundesregierung hat zu keiner Zeit die Schirmherrschaft über 
ein Symposion übernommen, auf dem einem Referenten ein 
Podium geboten werden sollte, der bekanntermaßen offen für 
Euthanasie wirbt. Die in der Frage enthaltene Unterstellung ist 
beleidigend. Sie wird entschieden zurückgewiesen. 


Die Zusage des Bundesministeriums für Jugend, Familie, Frauen 
und Gesundheit, die Schirmherrschaft über das Symposion zu 
übernehmen, stand in keinem Zusammenhang mit der Einladung 
an konkrete Personen, sie wurde vielmehr zu einem Zeitpunkt 
gegeben, als über die teilnehmenden Wissenschaftler noch kei- 
nerlei Entscheidung getroffen war. 
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Mit der Übernahme der Schirmherrschaft sollte gerade das Ziel 
unterstützt werden, in einer seit langem kontrovers geführten 
Diskussion über die Chancen und Risiken der Biotechnik unmiß- 


‘verständlich deutlich zu machen, daß auch behinderte Menschen 


uneingeschränkt Träger von Grundrechten sind und daß jedes 
menschliche Leben Anspruch auf Schutz, Entfaltung, Zuneigung 
und Förderung besitzt. 


4. Falls der Bundesregierung zum Zeitpunkt der Übernahme der 
Schirmherrschaft die Einladung Prof. Dr. Peter Singers nicht bekannt 
war, fragen wir die Bundesregierung, wie sie im nachhinein ihre 
Schirmherrschaft über dieses Symposion beurteilt. 


Auf die vorangehenden Ausführungen wird verwiesen. 


5. Hat die Bundesregierung dieses Symposion finanziell unterstützt? 
Wenn ja, in weicher Höhe? 


Eine finanzielle Förderung war ursprünglich vorgesehen. Sie ist 
durch die inzwischen eingetretenen Umstände entfallen. 


6. In welcher Höhe wird der Bundesverband Lebenshilfe e.V. jährlich 
aus Bundesmitteln Ihınanziell unterstützt? 


Die Bundesvereinigung Lebenshilfe wird seit vielen Jahren aus 
Mitteln des Bundesjugendplans im Rahmen des Programms „Ju- 
gendarbeit mit Behinderten” gefördert. Im Haushaltsjahr 1989 
beträgt die Förderung 220000 DM. Mit diesen Mitteln wird ein 
Zuschuß zu sieben Personalstellen geleistet. 


Darüber hinaus werden gelegentlich Einzelprojekte (Broschüren, 
Tagungen) gefördert. 


Die Zeitschrift „Selbsthilfe der Bun- 
desarbeitsgemeinschaft Hilfe für Be- 
hinderte e.V. bringt in siner Sonderaus- 
gabe alles über den öffentlichen Perso- 
nenverkehr für Verkehrsbehinderte. 
130 Seiten aktuelle Informationen über 
Flugverkehr, Eisenbahnverkehr, Stadt- 
bahn, U-Bahn, Straßenbahn, Busver- 
kehr, Binnenschiffahrt, Seefähren, Taxi, 
Mietwagen, Sonderfahrdienst mit ak- 
tuellen Interviews und viel Fotomaterial. 
Das Sonderheft ist erhältlich zum Ein- 
zelpreis von 10 Mark und zu bestellen 
bei: Bundesarbeitsgemeinschaft Hilfe 
für Behinderte e.V., Kirchfeldstr.149, 
4000 Düseldorf 1, Tel.: 0211/31006 22 
Die nachfolgende Aufführung stammt 
aus dem Sonderheft: 


die randschau 


Stadtführer 


Arbeitskreis in der Kath: 
Hochschulgemeinde 
Pontstr, 74-76, 5100 Aachen 


Andernach 
und ihrer Freunde eV, 
Dammstr. 1, 5450 Neuwied 


Landkreis Aschaffenburg - 


Aschaffenburg 


fenburg 
Stadt Aschaffenburg 


Bad Oeynhausen | Stadt Bad Oeynhausen 


Bad Wildungen: 
An der Trift 7, 
3590 Bad Wildungen 


Der Senator für Arbeit und 
Soziales 


Berlin 


Bochum 
Postfach, 4630 Bochum 1 


Bonn Sozialamt 


Braunschweig Braunschweiger Forum 


Bremen 
Gröpelinger Heerstraße 147, 
2800 Bremen 21 


Stadt Celle 
Postfach 99, 3100 Celle 


Behinderten-Club Coburg 


Celle 


Coburg 


Ce Be eF Darmstadt 
Hindenburgstr. 46c, 
6100 Darmstadt 


Darmstadt 


Detmold 
Grabenstr. 1, 4930 Detmold 


Dinslaken 
Duisburger Str. 101, 
4220 Dinslaken 


„Der Kreis’ — Club Behinderter 


Luitpoldstr. 10, 8750 Aschaf- 


Dalbergstr. 15, 8750 Aschaffenburg 


Ostkorso 8, 4970 Bad Oeynhausen 
Arbeitskreis Behindertenführer 


An der Urania 2-12, 1000 Berlin 
Sozialamt der Stadt Bochum . 
Beueler Rathaus, 5300 Bonn 3 
Postfach 1625, 3300 Braunschweig 


(wird Mitte des Jahres fertig) 
LAG „Hilfe für Behinderte” 


Kasernenstr, 196, 8630 Coburg 


Sozialamt der Stadt Detmold 


c/o Caritasverband Dinslaken 


Düsseldorf 


Duisburg 


Erlangen 


Essen 


Frankfurt 


Freiburg 


Gelsenkirchen 


Hamburg 


Hannover 


Heidelberg 


für Behinderte in der 
Bundesrepublik Deutschland 
und ihre Bezugsquellen 


Koordination für Behindertenhilfe 
Postfach 1120, 4000 Düsseldorf 1 
Tönender Stadtführer für 
Behinderte 

(Kassette für Blinde) 
Bezugsadresse siehen oben 


Sozialamt 
Schwanenstr. 5-7, 4100 Duisburg 1 


Staatliches Gesundheitsamt 
Schubertstr. 14, 8520 Erlangen 


Gesundheitsamt, Leitstelle für 
Behindertenhilfen 

Postfach, 4300 Essen 
Stadtplan für Blinde 
Blindenvereinigung Essen e.V. 
Cranachstr. 56, 4300 Essen 


Kontaktstelle für Körperbehinderte 
und Langzeitkranke des Ev. Regio- 
nalverbandes Ffm. Pub.: Eschen- 
heimer Landstr. 565-567, 

6000 Frankfurt/M 50 


Sozialamt 
7800 Freiburg 


Stadt Gelsenkirchen 
Sozialamt 
Zeppelinallee 4, 
4650 Gelsenkirchen 


Jugendgruppe für Behinderte und 
Nichtbehinderte 

Silberbreite 26, 3400 Göttingen- 
Holtesen 


Hamburger Landesarbeitsgemein- 
schaft für Behinderte 
Südring 36, 2000 Hamburg 60 


Landesverband zur Förderung 
Körperbehinderter e.V. Nieder- 
sachsen 

Engelbosteler Damm 72, 

3000 Hannover 1 


Gruppe 73 — Initiative Körperbe- 
hinderter eV. 
Postfach 102448, 6900 Heidelberg 


Heilbronn 


Herten 


Hildesheim 


Homburg/Saar 


Kaiserslautern 


Koblenz 


Köln 


Krefeld 


Leonberg 


Lübeck 


Ludwigshafen 


Maintal 
Mainz 
Mannheim 
Marburg 


Minden 


München 


Münster 


DPWV-Bezirksgruppe Region 
Franken 

Pfühlstr. 65, 7100 Heilbronn- 
Neckar 


Sozialamt der Stadt Herten 
4352 Herten 


Fachhochschule Hildesheim 
Fachbereich Sozialpädagogik 
Postfach, 3200 Hildesheim 


Verein zur Rehabilitation 
Körperbehinderter des Saar- 
Pfalz-Kreises e.V. 

Homburg Universitätskliniken 84, 
6650 Homburg 


Rudolf Eschmann 
Fackelwoogstr. 21, 6750 Kaisers- 
lautern 


Aktion „‚Behinderte in Hessen” 
Standeplatz 11, 3500 Kassel 


Fürsorgestelle für Kriegsopfer und 
Behinderte 
2300 Kiel — Rathaus — 


„Der Kreis’’ Club Behinderter und 
ihrer Freunde e.V. 

Am alten Hospital 3a, 

5400 Koblenz 


Stadt Köln 
Postfach, 5000 Köln 1 


DPWV ‚‚Arbeitsgruppe 
Behinderte”’ 
Frankenring 65, 4150 Krefeld 


Stadtverwaltung Leonberg 
Sozialamt 
Eltinger Str. 42, 7250 Leonberg 


Gesundheitsamt der Stadt Lübeck 
Abt. Beratungsstelle für behinderte 
Erwachsene 

Postfach, 2400 Lübeck 1 


Sozialverwaltung der Stadt 
Ludwigshafen 

Hemshofstr. 69, 6700 Ludwigs- 
hafen 


Kurt Junior 
Bernauer Str. 19, 6457 Maintal 3 


COMMIT-Club Mainz 
Postfach 1223, 6500 Mainz 1 


Sozialamt der Stadt Mannheim 
C 7, 1-4, 6800 Mannheim 1 


Kreisgesundheitsamt 
Schwanengasse, 3550 Marburg 


Behindertenverein Minden- 
Porta eV. 
Elsterweg 1, 4952 Porta Westfalica 


Sozialreferat der Stadt München 
Reisingerstr. 10, 8000 München 5 


Sozialamt der Stadt Münster 
Postfach 5909, 
4400 Münster/Wesif. 


Neckargemünd 


Nürnberg 


Oberhausen 


Oldenburg 


Recklinghausen 


Saarbrücken 


Sindelfingen 


Solingen 


Speyer 


Stade 


Stuttgart 


Tübingen 


Ulm 


Wetzlar 


Wiesbaden 


Wilhelmshaven 


Würzburg 


Jusos Neckargemünd 
c/o Lothar Klatt 
Untere Zwingergasse 3, 
6903 Neckargemünd 


„Der Kreis” Club Behinderter und 
ihrer Freunde e.V, 
Dammstr. 1, 5450 Neuwied 


Presse- und Informationsamt der 
Stadt Nürnberg 
Postfach, 8500 Nürnberg 1 


Stadt Oberhausen 
Schwartzstr. 71, 
4200 Oberhausen | 


Oldenburger Blindenstadtplan 
Päd. Hochschule — Fachbereich II 
Prof. Hudelmayer 

Zeppelinstr. 1, 6900 Heidelberg 


Stadt Recklinghausen 
Amt für Öffentlichkeitsarbeit 
Rathaus, 4350 Recklinghausen 


DPWV-Landesverband . 
Rheinland/Pfalz/Saarland 
Feldmannstr. 92, 

6600 Saarbrücken 


Stadt Sindelfingen Sozialamt 
Vaihinger Str. 3, 7032 Sindelfingen 


Gesundheitsamt Solingen 
Postfach 100165, 5650 Solingen 


Stadt Speyer 
Sozialdezernent 
Postfach, 6720 Speyer 


Gemeinnützige Ges. für Soziale 
Dienste mbH 
Bei der Börne 7-9, 2160 Stade 


Stadtplan für Blinde 
Landesblindenverband Baden- 
Württemberg 

Moserstr. 6, 7000 Stuttgart 1 


Club AKTIV Behinderter und 
ihrer Freunde in Trier und 
Umgebung e.V, 

Im Schammat 3, Postfach 1125, 
5500 Trier 


Ce BeeFeV. 
Nauekler Str, 20, 7400 Tübingen 


Stadt Ulm — Hauptamt 
Postfach 3940, 7900 Ulm 


Magistrat der Stadt Wetzlar 
Sozialamt 
Karl-Kellner-Ring 23, 
6330 Wetzlar 


Magistrat der Stadt Wiesbaden 
Sozialdezernat 
Postfach 3920, 6200 Wiesbaden 


Projektgruppe Stadtführer für 
Behinderte 

Stadt Wilhelmshaven — Sozialamt 
Rathaus, 2940 Wilhelmshaven 


Stadtverwaltung, 8700 Würzburg 
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Service-Tabelle Flughäfen 


Berlin-Tegel: 


| Düsseldorf 


Buslinie 849 
der BVG 


Hauptbahnhof 
aus, Buslinien 
727 und 759 


| $-Bahn vom 
Hauptbahnhof - 


aus, IC/EC 
Airport- 


Express Busse 


Buslinie 32 


Flughafenbus 


Kurzzeitig 
kostenlos, ab 
1 Std. DM 2.-- 


Gebühren- 
pflichtig 


Gebühren- 
pflichtig 


Keine _ 
Gebühren 


8 RS gegen 
Gebühr 


Sanitätsstation Tel. 
| 030/41 012320 


Fluggesellschaft 


42 RS 


Abflughalle B 


' 3RS 
Fluggesellschaft 


Normalstell- _ 


plätze 
ca. 30 m 


in 
‚Parkhaus 3 


20 - 80 m 


10 (Im Park- 


haus befindet 


sich ein Behin- 


dertentelefon, 
mit dem der 
Hilfsdienst er- 


‚reicht werden 


kann) 


100 m 


6 an der Vor- 


fahrt 
50m 


Am Flughafen- 
gebäude 


An ben ne) 


zugängen 


Im gesamten 


Terminal-Be- 
reich 


‘ Inder 


Ankunfts- und 
Abflughalle 


Sanitätsdienst 


Tel. 030/41 012320 


Arbeitsmedizinisches 


Tel. 0211/7421550 


Hallenaufsicht: Haus- 
tel. 828. Information: 
Haustel. 223 


Medizinischer Dienst 
der Airport-Klinik, 
Tel. 069/69060 06 


En -Sozial- 
Tl. "61146901 5020 . 


1 


‚ Sanitätsdienst, 


Haustel, 220 


Information in der 
Ankunftshalle 


Service-Tabelle Flught äfen 


alle 


zwischen Flug- 


steig und 
Haupthalle 
(7%) 


alle 


in allen Ge- 


schoßebenen 
. (geringe Nei- 
gung) 


ein Aufzug in 
der Laden- 
straße 


Am Flugsteig- 
ring sr 


| Inder 


Eingangshalle 


12 Toiletten u. 
Waschräume‘ 
über den Flug- 
hafen verteilt 


In der Laden- 
straße (mit 
Hilferuf-Anlage 


ausgestattet) 


Am Flugsteig- 
innenring 


In der 
Haupthalle 


Über das Ge- 
bäude verteilt 
und neben je- 
dem Aufzug 


Im gesamten 


Fluggast- 
terminal 


Sanitätsfahr- 
zeuge der 
Flughafen- 
Feuerwehr 


Spezialbusse 
für 5 behin- 
derte Flug- 
gäste 


v En VER 1 
: 


Wissenswertes von 


Pressestelle: 
Tel. 030/41 012131 


Im Flugplan 


Pressestelle: 
0211/7421929 


Hinweise für 
Behinderte 


Abt. Presse und 


Information: 
Tel. 069/6907 0555 


- Hinweise für 


Behinderte 


Pressestelle: 
Tel. 0911/3506266 


LT 
z "Rn y 


Berliner Flughafen- 
gesellschaft mbH 
Flughafen Tegel 
1000 Berlin 51 

Tel. 03074 1011 


Berlin-Tegel 


Flughafen 5 ? 
Düsseldorf GmbH 
Postfach 300363 
4000 Düsseldorf 30 
Tel, 0211/4211 


Flughafen Frankfurt 
Main AG 

6000 Frankfurt/ 
Main 75 

Tel. 069/6901 


Flughafen 
Nürnberg GmbH 
Flughafenstr. 100 
8500 Nürnberg 0 
Tel. 0911/35060 


dierandschau Ghetto 


DAS AUF UND NIEDER 
DER SCHULISCHEN INTEGRATION 


Hamburg 


Die Hamburger Schulsenatorin Rose- 
marie Raab nennt ihr Konzept zur Inte- 
gration behinderter Kinder in die 
Grundschule einen „Beitrag für eine 
humane Gesellschaft". Frau Raab will 
bis zur Jahrhundertwende möglichst 
alle Kinder, die sonst Förderschulen 
oder Sprachheilschulen sowie beson- 
dere Einrichtungen für Verhaltensge- 
störte besuchen müßten, in der alige- 
meinen Grundschule im Rahmen „un- 
terschiedlicher Angebote integrativer 
Art“ unterrichten lassen. 

Derzeit laufen in Hamburg in 38 Inte- 
grationsklassen an zwölf Grundschu- 
lern Schulversuche, an denen vor allem 
auch Kinder mit körperlichen und gei- 
stigen Behinderungen sowie Sinnesge- 
schädigte gemeinsam mit nichtbehin- 
derten Kindern unterrichtet werden. 
Diese Versuche sollen als Regelange- 
bote der Hamburger Grundschulen 
fortgeführt werden und in kleinen 
Schritten kontinuierlich durch weitere 
Klassen und Standorte erweitert wer- 
den. Die Sonderschulen für diese Be- 
hinderten, die auch von Schülern aus 
Niedersachsen und ‚Schleswig-Hol- 
stein besucht werden, sollen aber 
grundsätzlich erhalten bleiben. 

Das von Frau Raab als „in seiner Breite 
und Art einzigartig in der Bundesrepu- 
blik“ dargestellte Konzept für eine be- 
stimmte Art von behinderten Kindern 
soll dazu dienen, benachteiligte Schü- 
ler nicht von ihren „normalen“ Altersge- 
nossen abzusondern, und gegenseiti- 
ges Verständnis fördern. Es soll die 
sonderpädagogische Hilfe dezentrali- 
sieren unter dem Stichwort „integrative 
Pädagogik". Jede zweizügige Grund- 
schule soll für integrative Regelklassen 
zu diesem Zweck bis zu drei Pädago- 
gen zusätzlich erhalten. In der Regel 
sollten nicht weniger als zwei und nicht 
mehr als vier behinderte Kinder in einer 
Integrationsklasse sein. Die Mehrko- 
sten für das Integrationskonzept sollen 
im Endausbau im Jahre 2000 vierzehn 
Millionen Mark betragen. 

Natürlich reicht den BefürworterINNEn 
schulischer Integration dieses Konzept 
noch lange nicht aus. Es ist allerdings 
das Paradies gegen die Zustände, die 
in Hessen unterdessen etabliert 
werden. 


18 


Wiesbaden 


In Hessen gab es bisher noch nicht die 
Einengung der Schul-Wahlfreiheit für 
Eltern behinderter Kinder, die in ande- 
ren Bundesländern bereits skandalöser 
Alltag ist. In Hessen fehlte eine gesetz- 
liche Handhabe, die Kinder gegen den 
Willen ihrer Eltern in Sonderschulen 
einzuweisen. Nun muß auch in Hessen 
jedes als sonderschulbedürftig aner- 
kanntes Kind prinzipiell in die Sonder- 


schule. Regelschulintegration kann al- 
lerdings beantragt werden. Ein entspre- 
chendes Gesetz ist im Hessischen 
Landtag noch vor der Sommerpause 
verabschiedet worden. 

Allerdings haben etwa 10 Behinderte 
aus Frankfurt und Darmstadt während 
der Sitzung massiv protestiert. Die Roll- 
stuhlfahrerInnen unten im Plenarsaal, 
die anderen oben auf der Tribüne stör- 
ten die Sitzung mit Zwischenrufen und 
mit Trillerpfeifen, und sie warfen ab- 
schließend Flugblätter in den Plenar- 
saal. Die mehrfach vom Landtagspräsi- 
denten ausgesprochene Drohung, die 
Sitzung zu unterbrechen und die Störe- 
rinnen aus dem Saal schaffen zu las- 
sen, zeigte keine Wirkung. Also ließ er 


räumen, zumindest auf der Tribüne. Die 
RellstuhlfahrerInnen im Plenarsaal wa- 
ren inzwischen schon von Abgeordne- 
ten umzingelt, die ihnen erklärten, wie 
sie sich doch mit dieser Aktion selbst 
schaden würden. 

Die Aktion hatte bisher für die Demon- 
strierenden keine gerichtlichen .‚Nach- 
teile nach sich gezogen, aber leider 
auch keinen Erfolg, denn wie gesagt, 
das Gesetz wurde verabschiedet. 

Es formuliert u.a.: Der Kultusminister 
wird ermächtigt, durch Rechtsverord- 
nung zu regeln, daß der Regierungs- 
präsident Kindern, deren Sonderschul- 
bedürftigkeit... festgestellt worden ist, 
den Besuch einer (Regel-JSchule ... 
gestatten kann; für Lernbehinderte und 
praktisch bildbare Kinder ist eine Ge- 
stattung nur für den Besuch der Grund- 
schule zulässig... Die Gestattung setzt 
voraus, daß 1. das Kind im Unterricht 
neben dem sozialen auch kognitives 
Lernen erfährt, 2. zusätzliche pädago- 
gische Hilfen im Rahmen der vorhan- 
denen personellen, sächlichen und 
schulorganisatorischen Möglichkeiten 
geleistet werden können, wobei die 
Rechte des Schulträgers unberührt 
bleiben, und 3. das Einverständnis der 
Schule und der Erziehungsberechtig- 
ten aller Schüler der Klasse und die Zu- 
stimmung des Schulelternbeirates vor- 
liegen. Die Gestattung kann auf Antrag 
der Schule widerrufen werden, wenn 
ein erfolgreicher gemeinsamer Unter- 
richt nicht mehr gewährleistet ist. 
Dieser Paragraph kann nichts anderes 
als schulische Integration erfolgreich 
belasten, wenn nicht gleich verhindern, 
und den betroffenen Behindert die 
blanke Wut in die Faust setzen. 

Die Hessischen Grünen bekamen 
diese Wut der Protestierenden in dem 
Aktionsflugblatt gleich mit zu spüren. 
Sie hatten in einer eigenen Gesetzes- 
vorlage zwar dem Elternwillen ganz 
deutlich mehr Gewicht verliehen aber 
für „Mißbrauchsfälle“ dennoch die 
Zwangseinweisung vorgesehen. Für 
jede Schülerin undjeden Schüler mit 
besonderer Förderungsbedürftigkeit 
sollte zudem auf Antrag ein Förderaus- 
schuß eingerichtet werden. Eine Institu- 
tion, die an sich schon wieder Be- Son- 
gerschüler schafft und erhält. Auch der 
grüne Antrag wollte also lieber staatli- 
che Eingriffsmöglichkeiten schaffen, 
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als moderner Integrationspädagogik zu 
folgen - immer den Regierungswech- 
sel nach der nächsten Landtagswahl im 
Auge. 

Die Hamburger Regelungen wie die 
Vorstellungen der Hessischen Land- 
tagsfraktionen weichen alle von einer 
Grundforderung schulischer Integra- 
tion ab: Es gibt zwar Kinder, die sonder- 
pädagogischer Hilfen bedürfen, aber 


kein Kind, daß sonderschulbedürftig 
ist. 

Die Demonstrierenden im Hessischen 
Landtag formulierten in ihrem Flug- 
blatt: „Wir wollen uns als Behinderte 
nicht länger demütigen und diskrimi- 
nieren lassen. Wir wollen, daß alle Kin- 
der in unserem Land mit all ihren Unter- 
schieden und individuellen Eigenarten, 
mit all ihren Neigungen und Fähigkei- 


Positionen klären 


Er schwelte schon lange, der Konflikt 
zwischen Behinderten- und Frauenbe- 
wegung. Nun ist der offene Kampf aus- 
gebrochen. Behinderte werfen den be- 
wegiten Frauen vor, mit ihrem Verhältnis 
zur eugenischen Indikation des $218 a 
und zur pränatalen Diagnostik betrie- 
ben sie offene Eugenik. Die Frauen 
kontern mit dem Vorwurf, Behinderte 
wollten das mühsam erkämpfte und 
auch erst in Ansätzen verwirklichte 
Selbstbestimmungsrecht der Frauen 
einschränken. 


Ausgangspunkt ist der $218 a des 
Strafgesetzbuches. Er beschreibt die 
Umstände (Indikationen),bei denen ein 
Schwangerschaftsabbruch legal durch- 
geführt werden kann. Eine der Indika- 
tionen ist die eugenische. Das Beson- 
dere an dieser ist ihre eigentümliche 
Frist. Sie ist um 10 (!} Wochen länger 
als beiden anderen Indikationen. Diese 
Verlängerung war nötig, weil bisher 
eine Behinderung durch die Amniozen- 
tese (Fruchtwasseruntersuchung} erst 
um die 20. Schwangerschaftswoche 
festgestellt werden konnte. 

Für Beratung, Diagnostik, statistische 
Bearbeitung und Forschung sind die 
Humangenetischen Beratungsstellen 
eingerichtet worden. Während sie zu- 
nächst nur geringen Zulauf hatten, er- 
freuen sie sich heute immer größerer 
Akzeptanz. Gerade aufgeklärtere Be- 
völkerungsschichten suchen human- 
genetischen Rat und lassen eine Am- 
niozentese durchführen {ca. 30.000 
jährlich). Bei 3% der Untersuchungen 
wird eine Schädigung des Fetus festge- 
stellt. Von diesen 3% lassen dann 99% 
einen Schwangerschaftsabbruch vor- 
nehmen. 

Die Behindertenbewegung fordert 
schon seit Jahren die Abschaffung der 


behindertenfeindliichen Humangeneti- 


Lothar Sandfort 


schen Beratungsstellen. Sie wurde von 
der Frauenbewegung unterstützt, so- 
lange es um die systematische Erfas- 
sung und Manipulation von Schwange- 
ren durch die humangenelische Bera- 
tung ging. Doch auf die pränatale Dia- 
gnostik wollten diese Frauen dann 
doch nicht verzichten, auch sie wollten 
und wollen keine behinderten Kinder. 
Gerade sie als Teile der aufgeklärteren 
Bevölkerung nutzen die pränatale Dia- 
gnostik in hohem Maße. 


Die Auseinandersetzungen konzen- 
trierten sich schnell auf den $218 a des 
Strafgesetzbuches. Um die Klippen 
trug einige Zeit die Formel, daß man mit 
der Abschaffung des 8218 a ja auch die 
Abschaffung der eugenischen indika- 
tion fordere. Doch je mehr die mitdisku- 
tierenden Behinderten die Diskussion 
weg von der staatlichen Repression hin 
zum persönlichen Verhalten der Frauen 
bringen, je deutlicher wird, daß mit der 
Abschaffung des 218 a für die Anti-Eu- 
genik noch gar nichts gewonnen ist. 
Auch in der aktuellen Diskussion wer- 
den diese beiden Schlachten (Abschaf- 
fung des $ 218 a StGB und Anti-Euge- 
nik) nicht getrennt. Im Gegenteil, statt 
sie gemeinsam zu schlagen, wird ein 
Teil der Energien gegeneinander ge- 
richtet. 

Horst Frehe geht in einem Breif an Ver- 
ena Krieger (Bundesvorsitzende der 
GRÜNEN) soweit, daß er die Abschaf- 
fungjeglicher Fristen verneint. 


Verständlich, daß er 
mit dieser Position Gegnerinnen des 
8218, wie Verena Krieger, in Rage ver- 
setzt. Verena Krieger allerdings gehört 
zu den Frauen, die schon weiter ge- 
dacht haben. Sie lehnt den $218 a ge- 
nauso ab wie jede Form von Eugenik. 


Sie ist damit noch eine Ausnahme in 


terı miteinander lernen und leben dür- 
fen. Die Aussonderung ist der erste 
Schritt zur Euthanasie. In den Ausson- 
derungseinrichtungen findet die so- 
ziale Vernichtung Behinderter statt... 
Wir wollen uns nicht länger entmündi- 
gen und als Sorgenkinder diffamieren 
lassen von Politikern, die im Deckmän- 
teichen der wohlmeindenden Fürsorge 
daherkommen. Wir Behinderten wollen 
gleichberechtigt leben.“ 


der Frauenbewegung. Adrienne Goeh- 
ler und Susarıne von Paczensky zeigen 
sich in der Diskussion mit Franz Chri- 
stoph und Hannelore Wittkowski (Seite 
21 bis 28) völlig unvorbereitet und flüch- 
ten zum Schluß in scheinbar unhinter- 
fragbare Begriffe wie Urangst und 
Selbstbestimmung. Eine der Annah- 
men, von denen Horst in seiner Argu- 
mentation gegen Verena Krieger aus- 
geht, ist zumindest berechtigt. Wie ge- 
sagt wird nämlich die Abschaffung des 
$218 a zwar den Skandal der eugeni- 
schen Indikation beseitigen, aber nicht 
die Eugenik, nicht die pränatale Dia- 
gnostik. 


Sie ist es, die ein offener Angriff gegen 
behindertes Leben und damit gegen 
uns ist. 


Die Entscheidung muß gelöst werden 
von Abtreibungsfristen, vom 218 über- 
haupt. Frauen fordern mit Recht für 
sich, ohne Strafandrohungen entschei- 


[> 
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den zu können, ob sie Kinder gebären 
wollen oder nicht. Nur wenn sie sich da- 
für entscheiden, dann auch, wenn es 
behindert ist. Oder anders ausge- 
drückt, eine Frau, die kein behindertes 
Kind will, soll sich lieber ganz gegen ein 
Kind entscheiden. Denn die Möglich- 
keit, ein behindertes Kind zu bekom- 
men, kann sie selbst sowieso nicht ver- 
hindern. Nur ganz wenige der Behinde- 
rungen lassen sich durch pränatale 
Diagnostik und Schwangerschaftsab- 
bruch verhindern. 


Das führt zur Forderung nach einem 
Verbot der eugenischen und sexisti- 
schen Diagnostik. Kein Kind darf ver- 
mieden . werden, weil es bestimmten 
qualitativen Wünschen der Eltern nicht 
gerecht werden wird. Junge oder Mäd- 
chen, behindart oder nicht. 

Die Forderung nach Schließung der 
Humangensetischen Beratungsstellen 
reicht nicht aus, denn das gesellschaft- 
liche und persönliche Interesse gegen 
behindertes Leben ist einfach zu groß. 
Die Betroffenen gehen dann eben zu 
ihren ÄrztINNen und lassen sich da be- 
raten. Diese RatgerberInnen sind in der 
Regel auch nicht besser als die in der 
Humangenstischen . Beratungsstelle, 
im Gegenteil. Selbstverständlich wird 
ein Verbot der pränatalen Diagnostik 
diese nicht verhindern können, aber ein 
Verbot ist zugleich eine gesellschaftli- 
che Ächtung mit ali den Folgen für die 
individuellen Einstellungsentwicklun- 
gen. Und die Beseitigung der schnellen 
und billigen Verhinderungslösung för- 
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dert gesellschaftlichen Einsatz für eine 
Lebensverbesserung eben auch für be- 
hinderte Mengchen. 


Warum Kinder? 


. Für die Kritikresistenz 
der pränatalen Diagnostik ist das Ko- 
stenargument nachrangig, obwohl es 
regelmäßig in den Vordergrund ge- 
schoben wird. Wesentlicher ist der wohl 
schwer überwindbare Wunsch nach 
Fortsetzung des eigenen Lebens in 
qualitativer Verbesserung. 


Die Grundfrage ist die nach den Ursa- 
chen dafür, daß überhaupt Menschen 
Kinder bekommen wollen. Bei dem 
Fortschritt der Fortpflanzungs- bzw. 
Verhütungstechniken ist ein Kind heute 
kaum noch unbeeinflußtes Schicksal. 
Es ist geplant. Aber warum, warum 
nehmen Menschen die vielen Mühen 
auf sich, ein Kind groß zu ziehen? Weil 
Kinder so süß sind? Weil man eine Ab- 
sicherung im Alter braucht? Nein, viel 
persönlicher, viel egoistischer: Es ist 
die Angst, einmal nicht mehr zu sein. 


Diese Angst war imstande, folgen- 
schwer Religionen mit der Gewissheit 
eines Lebens nach dem Tode zu ent- 
werfen. Daß das Leben endlich ist, stellt 
doch immer wieder seinen eigen Sinn 
in Frage. Warum soll ich mich ab- 
rackern mit den vielen Lebensproble- 
men, wenn doch morgen alles vorbei 
und damit sinnlos sein kann, wenn es 
irgendwann endgültig zuende ist? 
„Das letzte Hemd hat keine Taschen” 
sagt der Volksmund weise, und den- 
noch tun wir so, als könnten wir erhal- 
ten, uns erhalten. 

Die eigene Sterblichkeit wird verdrängt, 
religiös sogar über den Tod hinaus. 


Unsere Existenz über unseren eigenen 
Tod hinaus sichert nicht nur die religi- 
öse Erwartung, effektiver weil weniger 
illusionäre tun das unsere Kinder. Und 
wie wir stets dafür kämpften, daß es uns 
von Tag zu Tag qualitativ besser geht, 
sollen auch sie sich zunehmend qualifi- 
zieren: Es soll ihnen mal besser gehen! 
Ein behindertes Kind aber setzt nie- 
manden qualitativ fort, es sei denn uns 
Behinderte selbst. Es ist überhaupt 
nicht unnormal, daß sich Theresia De- 
gener ein Kind wünscht, das wie sie 
selbst keine Arme hat. Hannelore Witt- 
kowsky glaubt, mit einem nichtbehin- 
derten Kind nichts anfangen zu kön- 
nen. Ich selbst war schon mal mit dem: 
Gedanken schwanger, ein Kind im Roll- 
stuhl zu adoptieren, das dann natürlich 
meinen Kampf als Behinderter fortset- 
zen sollte. 

Kinder als Fortsetzung des eigenen Le- 
bens zu erwünschen, das ist die Regel. 
Kinder kommen zur Welt, zumindest in 
unserer Kultur zunehmend, aus rein 
egoistischen Gründen. 

Die kindliche Tragödie hat ihr Ursache 
darin, daß Kinder anders werden 
können. 

Das gesellschaftliche Interesse an Kin- 
dern ist imgrunde gleichartig. Die Ge- 
sellschaft will sich fortsetzen und 
gleichzeitig qualitativ verbessern. Da 
passen Behinderte nicht rein. 

Jedes Lebewesen aber hat das Recht 
auf seine eigene Qualität. Es ist keine 
Ware, und niemand hat das Recht zum 
Umtausch. 

Die sexistische und behindertenfeindli- 
che pränatale Diagnostik ist mehr als 
das, sie ist menschenverachtend, 

In Japan kämpftenjüngst bewegte 
Frauen und bewegte Behinderte ge- 
meinsam gegen das eugenische Inter- 
esse des Staates und der Staatsge- 
meinschaft. Das zeigt: Es geht. Warum 
dann nicht auch bei uns? 


Offener Briefwechsel 


Von Horst Frehe 
an Verena Krieger 


Liebe Verena, 

ich habe heute die Sendung zu $218 
StGB im Fernsehen gesehen. Teile Dei- 
ner Argumentation haben mich dabei 
sehr erschreckt. 

Ich habe kein Problem mit Deiner Ab- 
lehnung des $218 StGB soweit es sich 


um die Einmischung von Arzt und Staat 
durch die Indikationenstellung in das 
Selbstbestimmungsrecht von Frauen 
geht. Aber die Leugnung, daß es sich 
bei dem sich entwickelnden Embryo 
um ein eigenes Leben handelt, halte 
ich ethisch nicht für vertretbar. Viel 
mehr muß die Entscheidung für einen 
Schwangerschaftsabbruch als Abwä- 
gung zwischen zwei schützenswerten 
Gütern, angesehen werden. Wenn Du 
von einer „lebendigen Einheit von 


Schwangerer und Embryo“ sprichst, 
übersiehst Du, daß vielfältige Lebens- 
funktionen des Embryo bereits eine ei- 
gene Qualität entwickelt haben, so daß 
es sich eher um eine „lebendige Ver- 
bindung zweier Leben“ handelt. Damit 
wird die Frau noch lange nicht zum 
„Getäß" degradiert. 

Gerade die Entwicklung in den Gen- 
und Reproduktiönstechnologien erfor- 
dern ja, daß wir den Embryo als eige- 
nes schützenswertes Leben und nicht 
als 'Gewächs’, Züchtung oder sonst 
eine Sache behandeln, sondern als 
schützenswertes Leben. Als Behinder- 
ter weißich zu genau, mit welcher Men- 
schenverachtung behindertes Leben 
als unwert und damit quasi als nicht 
schützenswertes Leben vernichtet 
wurde. Humangenetik und die eugeni- 
sche Indikation setzen diese Tradition 
heute fort. Behindertes Leben wird in 
dieser Gesellschaft immer wieder noch 
kurz vor Ende der Schwangerschaft 
und auch nach der Geburt getötet. Mit 
Deiner Leugnung, daß es sich bei un- 
geborenem Leben um ein eigenes 
schützenswertes Leben handelt, 
nimmst Du die Schutzlosigkeit inbeson- 
dere auch ungeborener behinderter 
Kinder inkauf und setzt auch die Mutter 
dem Druck der Gesellschaft aus, alles 
zu tun, die Geburt eines behinderten 
Kindes zu verhindern. Zwangsabtrei- 
bungen bei behinderten Frauen zei- 
gen, daß zwischen der Mißachtung ent- 
stehenden Lebens und der Mißachtung 


des Selbstbestimmungsrechtes und 
der körperlichen Integrität der behin- 
derten Frauen ein enger Zusammen- 
hang besteht. 

Für mich gibt es, ganz im Sinne Deinss 
Piädoyers für eine ethische Pluralität, 
keine eindeutige Grenze, wann das Le- 
bensrecht des entstehenden Kindes 
Vorrang vor dem Selbsibestimmungs- 
recht der Frau hat. Lie Tötung von Neu- 
geborenen lehnen wir wahrscheinlich 


gemeinsam äb. Die Freigabe des 
Schwangerschaftsabbruches bis zur 
Geburt ist eine willkürliche Festset- 
zung, die eine erhebliche Grauzone 
von Kindestötungen gesellschaftlich 
unerwünschter z. B. behinderter Kinder 
durch Ärzte begünstigt. Daher müßte 
für mich ein erheblich früherer Zeit- 
punkt gewählt werden, der aus ethi- 
scher Sicht immer auch eine willkürli- 
che gesellschaftliche Festsetzung dar- 
stellt. Eine unbefristete Freigabe des 
Schwangerschaftsabbruches halte ich 
daher nicht für vertretbar. Ebenso lehne 
ich natürlich jede Indikationenbindung, 
inbesondere die eugenische Indikation 
als rassistische Variante ab. 
Als Grüner Abgeordneter in der Bremi- 
schen Bürgerschaft und als Mitglied 
der BAG Behindertenpolitik, werde ich 
diesen Brief mit der Bitte um eine Dis- 
kussion der unbeschränkten Freigabe- 
forderung an die BAG Behindertenpoli- 
tik schicken und bitte Dich, den Brief 
auch im BuVo zu behandeln. Da ich bei 
weitgehender Übereinstimmung mit 
Deiner Kritik an den „Christdemokraten 
für das Leben“ mich in meiner Position 
dennoch in diesem für mich entschei- 
denden Recht auf staatlichen Schutz, 
von Dir unterscheide und ich deutlich 
machen will, daß es bei den Grünen 
auch andere Positionen gibt,werde ich 
eine Kopie auch an Karin Stieringer 
schicken. 
Mit freundlichen Grüßen 
Horst Frehe 


Gau bescheu häk erauck 
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Von Verena an Horst 


Lieber Horst Frehe, 

ich habe kein Problem damit, daß Du 
eins andere Auffassung zur Abtreibung 
und über die Frage, was ein Embryo ist, 
hast als ich. Meine Position ist nicht die 
der grünen Partei, und ich halte es für 
gar nicht möglich und wünschenswert, 
daß die Grünen als Partei dazu eine 
Festlegung treffen. 


Aktuelles 


- die randschau 


Allerdings habe ich den Eindruck, daB 
Du meine Argumentation teilweise 
nicht richtig verstanden hast. Du sitzt - 
was selbst die bürgerliche Presse in 
den letzten Jahren zunehmend weni- 
ger tut - der absurden Vorstellung auf, 
eine Streichung des $ 218 sei gleichbe- 
deutend mit der „Freigabe des 
Schwangerschaftsabbruchs bis zur Ge- 
burt“. So etwas kann nur einer verbrei- 
ten, wer keine Ähnung hat. Alle Erfah- 
rungen belegen, daß auch wesentlich 
früher (in Holland etwa 7. - 8. Woche 
statt wie in der BRD 10. - 14. Woche) ab- 
getrieben wird. Hinter Deiner Formulie- 
rung verbirgt sich eine zutiefst Frauen 
gegenüber mißtrauische Einstellung 
und der absurde Gedanke, bei einer 
Freigabe würden Frauen mit Freuden 
später und häufig abtreiben. Außerdeni 
kannst Du nicht erst sagen, Du teilst 
meine Kritik am $218 und Dich dann 
gegen eine Freigabe wenden. Jede 
Form der Einschränkung, der stra- 
frechtlichen zumal, ist eine Entmündi- 
gung von Frauen und die Verlegung ih- 
rer Entscheidungen in die Kompetenz 
anderer (des Gesetzgebers in diesem 
Fall). Meiner Ansicht nach ist jede Fri- 
stenregelung ethisch inakzeptabel, weil 
sis immer eine scheinbar objektive 
Festlegung beinhaltet, ab wann ein Ab- 
bruch vertretbar oder nicht vertretbar 
ist. Ich traue - anders als Du und viele 
Leute - Frauen weit mehr über den Weg 
als ärztlichen oder gesetzgebenden In- 
stanzen. 
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Wirklich unverschämt finde ich aller- 
dings Deine Unterstellung, meine Arqu- 
mentation zur Abtreibung stünde in ei- 
ner Tradition mit innumanen eugeni- 
schen Praktiken und Ideologien, ja sie 
würde solche Tendenzen sogar fördern. 
Offensichtlich weißt Du gar nicht, was 
Du sagst. 

Es sind insbesondere Frauen aus der 
218-Bewegung und aus der Gentec-Be- 
wegung gewesen, die den Zusammen- 
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die randschau - Aktuelles 


hang zwischen der bevölkerungspoliti- 
schen Enteignung von Frauen und der 
sugenischen Selektion von wertem und 
unwertem Leben herausgearbeitet ha- 
ben. Ich selber habe in der letzten Zeit 
intensiv dafür gearbeitet, daß die Sensi- 
bilität in diesen Fragen und die Debatte 


darüber bei den Grünen und in der 
Frauenbewegung verbreitet wird. Es ist 
eben gerade nicht sowie Du unter- 
stellst, daß wer für das Recht auf Abtrei- 
bung eintritt, auch für Zwangsabtrei- 
bung, Eugenik und Behindertendiskri- 
minierung ist - sondern es ist genau 
umgekehrt so, daß wer gegen das 
Recht auf Abtreibung ist, häufig mühe- 
los für die eugenische Indikation und 
damit für die Unterscheidung zwischen 
lebenswertem und unwertem Leben ist. 
Nicht zuletzt Karin Stieringer vertritt 
diese Position, wenn sie einerseits 
sagt, Abtreibung sei Mord, und im glei- 
chen Atemzug sagt, daß wenn nach eu- 
genischer Indikation abgetrieben wird, 
es ja In Ordnung sei (das einzige, was 
ich selbstkritisch in Bezug auf mein 
Auftreten in der Sendung sagen kann, 
ist, daß ich an dieser Stelle nicht noch 
einmal dazwischengegangen bin). Und 
ausgerechnet dieser Frau schickst Du 
Deinen Brief an mich zur Kenntnis, um 
ihr zu zeigen, daß es bei den Grünen 
Leute gibt, die ihrer Position näher ste- 
hen als ich! Entweder hast Du die 
ganze Debatte überhaupt nicht verstan- 
den oder Du willst Dich schlicht bei ei- 
ner Frau politisch anbiedern, die offen- 
siv vertritt, daß Du am besten abgetrie- 
ben worden wärst. 

Wenn ich Deinen Brief in weiten Teilen 
schon unsachlich und unverschämt 
fand, so finde ich, hast Du Deine Posi- 
tion damit vollständig diskreditiert. Ich 
finde das schade; denn eigentlich ist 
das Thema ernst und wichtig genug, 
um eine qualifizierte Debatte zwischen 
218-Gegnerinnen, Behinderten und 
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Gentechnik-KritikerInnen zu führen - 

wie wir es auf dem im letzten Herbst 

von mir initiierten Forum „Abtreibung 

neu diskutieren“ im übrigen längst be- 
gonnen haben. 

Mit grünen Grüßen 

Verena Krieger 
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Bundestag 


Auszug aus einer Rede von Verena 
Krieger (damals noch MdB) am 16. 3.89 
vor dem deutschen Bundestag: 

„Wer. erzählt, Abtreibungen ließen sich 
völlig vermeiden, lügt sich selbst in die 
Tasche. Denn ungewollte Schwanger- 
schaften wird es geben, solange es Se- 
xualität zwischen Frauen und Männern 
gibt ... Es läßt sich aber die Anzahl un- 
gewollter Schwangerschaften verrin- 
gern. Und genau darauf kommt es an. 
Das geht nur durch ein Höchstmaß an 
Aufklärung und durch die problemlose 
Zugänglichkeit von Verhütungsmitteln, 
die einfach anzuwenden sind, die Lust 
nicht beeinträchtigen und nicht zu teuer 
sind. Wer ungewollte Schwangerschaf- 
ten vermeiden helfen will, der sollte gu- 
tes Aufklärungsmaterial vorlegen ..., 
und der sollte Verhütungsmittel durch 
die Krankenkasse finanzieren lassen. 
Wer gegen Abtreibung ist, sollte diesen 
Weg einschlagen, anstatt salbungs- 
volle Reden zu schwingen und Frauen 
unter Druck zu setzen. 

Die Obermoralisten sind uns sowieso 
zutiefst suspekt: Wir konnten es kürz- 
lich wieder feststellen, daß ein Richter 
in Memmingen Abtreibung nur bei an- 
deren Frauen verwerflich findet und 
seine eigene Freundin dazu drängt. 
Diese Doppelmoral ist uns wohlbe- 
kannt. Ich gehe jede Wette ein, daß sich 
unter den ach so christlichen Politikern 
in diesem Hohen Hause so mancher 
befindet, der ganz genauso doppelbö- 
dig agiert. 


Wer Abtreibung Tötung nennt oder so- 
gar Mord, der oder die sollte sich ein- 
mal klarmachen, welche Konsequen- 
zen diese Auffassung hat: Das ist eine 
gedankliche Trennung der Frau von ih- 
rer Leibesfrucht, die es in der Realität 
überhaupt nicht gibt: Ein Embryo ist 
nach meiner persönlichen Auffassung 
keine eigenständige Person, sondern 
er existiertnur als Teil der Frau, genährt 
von ihrem Fleisch und Biut. Wer diese 
Einheit gedanklich auseinanderreißt, 
schaftt damit die ideologische 
Grundlage dafür, daß diese Einheit 
auch in der Realität auseinandergeris- 
sen wird - mittels Reagenzglasbefruch- 
tung, Embryonenforschung und künst- 
licher Gebärmutter, Ein solcher Blick 
auf den schwangeren Bauch einer Frau 
macht die Frau zur Hülle, zum „embryo- 
nalen Umfeld“, wie es die Reproduk- 
tionstechnologen offen sagen, und ist 
deshalb frauenfeindlich. Ein solcher 
Blick reißt den lebendigen Zusammen- 
hang von sexueller Lust, Schwanger- 
schaft und körperlicher Integrität der 
Frau auseinander und ist deshalb le- 
bensfeindlich. 
Nichts ist lebensfeindlicher als die Dop- 
pelmoral des $218, der mit seiner euge- 
nischen Indikation problemlos die Ab- 
treibung eines behinderten Embryos 
zuläßt und damit knallhart zwischen 
wertem und unwertem Leben unter- 
scheidet. Nichts ist verlogener als die 
gängige Praxis in der Bundesrepublik, 
wonach ausländische Frauen mühelos 
die Indikation zum Schwangerschaft- 
sabbruch erlangen, weil ihr Nach- 
wuchs eh nicht erwünscht ist, während 
deutsche Frauen durch Zwangsbera- 
tung zum Austragen überredet werden 
sollen. Nichts ist grausamer als der ge- 
genwärtige Zustand, in dem bei geistig 
behinderte Frauen ohne ihr Einver- 
ständnis Sterilisationen und Abtreibun- 
gen durchgeführt werden - geleugnet 
und geduldet von der Bundesregie- 
rung, die für diese Praxis auch noch die 
rechtlichen Grundlagen schaffen will. 
Das Recht auf Abtreibung und das 
Recht auf Kinder hängen untrennbar 
zusammen. In dieser Republik gibt es 
beides nicht. Wir wollen das Recht, uns 
gegen Kinder zu entscheiden, ohne da- 
für gesellschaftlich diskriminiert oder 
sanktioniert zu werden. Und wir wollen 
das Recht, uns für Kinder zu enischei- 
den, ohne dafür mit ökonomischer Ab- 
hängigkeit und Doppel- und Dreifach- 
belastung bezahlen zu müssen. Wir for- 
dern das Recht auf Kinder für Auslän- 
derinnen, sog. asoziale Frauen, geistig 
behinderte Frauen, alle diejenigen 
also, deren Nachwuchs aus bevölke- 
rungspolitischen Motiven nicht er- 
wünscht ist. 
Das Selbstbestimmungsrecht von 
Frauen ist unteilbar! Der Kampf gegen 
den 8218 ist ein Kampf um die Men- 
schenrechte der Frauen! 


2 was kommt du 
Farbe besonders 
. heraus. 


Krüppelschläge! 


Lich 


Due bist 
verrückt! 


Wie weit reicht das Selbst- 
bestimmungsrecht der Frau? 


KONKRET-Streitgespräch 


Leyrer: Vor einigen Wochen hat der »Stern« 
eine neue Kampagne gestartet, bei der sich Frauen 
und Männer selbst bezichtigen, um gegen den Para- 
graphen 218 zu protestieren. Drei von uns haben sich 
auf der Selbstbezichtigungsseite für Frauen daran be- 
teiligt, nämlich Adrienne, Susanne und ich. Wir ha- 
ben folgenden Text unterschrieben: »Frauen beken- 
nen: Wir haben abgetrieben. Wir sagen NEIN zu ei- 
ner Mutterschaft, die mit dem Strafgesetzbuch er- 
zwungen wird. Wir sagen NEIN zur Verfolgung und 
Kriminalisierung von Frauen, die abgetrieben haben. 
Wir sagen NEIN zu einer Regelung, die reiche Frauen 
priviligiert und arme Frauen zum Kurpfuscher treibt. 
Wir entscheiden selbst. Schafft den $ 218 ab.« Wa- 
rum stehen eure Namen da drunter? 

Goehler: Weil es richtig ist. Ich finde es 
schlimm, daß wir nach 18 Jahren an dem Punkt ange- 
kommen sind, wo das wieder nötig ist. 

v. Paczensky: Es war die ganze Zeit nötig... 

Goehler: ... hat aber nach Memmingen noch 
mal eine völlig andere Dimension gekriegt. 

Leyrer: Hannelore, warum stehst du da 
nicht mit drunter? 

Witkofski: Weil ich in meinem Leben nicht 
in diese Situation gekommen bin, und weil ich insbe- 
sondere aufgrund der Möglichkeit einer eugenischen 


Indikation eine modifizierte Einstellung zum 218 ha- 
be, die sich vor allem auf die jetzige Situation in der 
BRD im anbrechenden Zeitalter der Gentechnologie 
bezieht. 

v. Paczensky: Das verstehe ich nicht: Gerade 
weil die eugenische Indikation, so wie sie in dem Indi- 
kationenkatalog steht, Sonderkonditionen schafft, 
die völlig von allen anderen Abireibungsbedingun- 
gen unterschieden sind; gerade weil, was ansonsten 
verboten ist, in dem Fall einer Behinderung oder ver- 
muteten Behinderung erlaubt ist —, gerade wenn 
man deshalb gegen die eugenische Indikation ist, 
muß man umso heftiger für die Abschaffung des Pa- 
ragraphen eintreten. 

Witkofskiz Das löst das Problem nicht. 
Frauen sind per se keine besseren Menschen, und 
wenn der 218 abgeschafft ist, werden sie weiterhin in 
gleichem Maße oder sogar, aufgrund der perfektio- 
nierten Möglichkeiten, in steigender Zahl dafür sor- 
gen, daß sie sich Wunschkinder schaffen, und das 
fängt damit an, daß Krüppel vor der Geburt wegse- 
lektiert werden. Und da ich für ein Lebensrecht für 
Krüppel bin, löst für mich die Abschaffung des Para- 
graphen 218 das Problem nicht. 

Christoph: Ich finde die ganze »Stern«- 
Kampagne ziemlich lächerlich. Ich finde besonders 


Aktuelles - die randschau 


um 
KONKRET-Streitge- 
spräch trafen sich: 
Franz Christoph, Mit- 
initiator der Krüppel- 
bewegung und Autor 
des Buches »Krüppel- 
schläge gegen die 
Gewalt der Mensch- 
lichkeit«: 

Adrienne Goebler. bis 
vor wenigen Wochen 
Abgeordnete der Ham- 
burger GAL-Frauen- 
Jiste; 

Katja Leyrer, femini- 
stische Autorin, mit 
»Rabenmültern« und 
»Mackersöhnen« be- 
schäftigt: (Foto mitte) 
Susanne von Paczens- 
ky, Mitbegründerin 
des Familienplanungs- 
zentrums Hamburg 
und Verfasserin meh- 
rerer Bücher zum Tbe- 
ma "Paragraph 218'; 
Hannelore Witkofski, 
Mitglied im Bebinder- 
ienforum und im 
BundessprecherInnen-. 
kollektiv der Arbeils- 
gemeinschaft sozial- 
politischer Arbeits- 
kreise (AG SPAK) 
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die randschau - Aktuelles 


»Die Angst 

vor Behinderten 
ist unheimlich 
großs« 


die Selbstbezichtigungskampagne der Männer lä- 
cherlich. Haben bei der Verhütung nicht auf- 
gepaßt und dann den Frauen eingeredet, sie sollen 
abtreiben, haben das Verhüten vergessen und bil- 
ligen gönnerhaft der Frau die freie Entscheidung zu. 
Das finde ich komisch. Besonders putzig ist ja auch 
die Ärzte-Seite im »Stern« gewesen, da war ja jeder 
Arztrecht, vom Psychiater bis zum Orthopäden. Das 
ist doch eine spannende Pointe: Wenn die Frau 
schwanger wird, dann geht sie zum Orthopäden, Zu 
kritisieren hätte ich da lediglich, daß keine Tierärzte 
mit drunter stehen. 

Natürlich bin ich nicht prinzipiell ein Gegner 
der Abschaffung des Paragraphen 218, aber ich fin- 
de, daß richtige politische Forderungen auch aktuelle 
Ideologien, Stimmungen, den Zeitgeist berücksichti- 
gen müssen. Und der Zeitgeist zeigt, daß besonders 
Frauen innerhalb der Frauenbewegung die Entschei- 
dung über ein Kind skrupellos ausgenutzt haben, um 
Lebenswertigkeit zu definieren. Sie haben sich ange- 
maßt, nicht nur zu entscheiden: Will ich ein Kind 
oder willich keins, sondern auch darüber, was für ein 
Kind sie wollen. Zum Beispiel sind nach Tschernobyl 
die Frauen massenweise, auch kritische Frauen, zu 
Frühuntersuchungen gepilgert. 

v. Paczensky: Aber die Zahl der Schwanger- 
schaftsabbrüche hat damals überhaupt nicht zuge- 
nommen. 

Christoph: Das spielt keine Rolle und ist im 
übrigen ein reines Zweckargument. Wichtig ist, daß 
beispielsweise »Emma« die Frage gestellt hat, ob 
schwangere Frauen nach Tschernobyl nicht abtrei- 
ben müßten. Fazit ist, daß bei der »Stern«-Kampa- 
gne die Kritik am eugenischen Denken keinetragende 
Säule der Forderung nach Abschaffung des 218 ist. 
Das finde ich skandalös. 

Goehler: Wieso wirfst du den Frauen, die für 
die ersatziose Streichung sind — aus dem Gedanken 
der Selbstbestimmung heraus —, vor, daß sie sich 
nicht explizit gegen die eugenische Indikation ge- 
wandt haben? 

Christoph: Weil ich Angst habe. Ich habe 
nämlich Angst, daß man bloß so nebenbei Leben un- 
terschiedlich bewertet, Nicht-behindertes Leben wird 
anders bewertet als behindertes. Das ist eine Unge- 
heuerlichkeit, daß man nach dem Dritten Reich wie- 
der malzwischen wertem und unwertem Leben unter- 
scheidet. Und das hätte für mich reingehört in die 
Anti-218-Kampagne, daß a) die Frauen sagen: Wir 
wollen selber entscheiden, ob wir ein Kind wollen 
oder nicht und b) finden wir es ungeheuerlich, daß es 
in diesem Zusammenhang unterschiedliche Lebens- 
bewertungen gibt. Jetzt habe ich die Krux, daß das 
nicht politisch offen formuliert wird, allenfalls ab 
und zu auf einem Kongreß ein Mini-Randaspekt ist, 
jetzt habe ich das Dilemma; Ist der Paragraph 218 


23 


erst einmal abgeschafft, dann wird die eugenische 
Auslese politisch nicht mehr problematisiert, son- 
dern sie wird nur anonymer. Deswegen bin ich mo- 
mentan gegen die pure Streichung des 218. Die Frau- 
en müssen endlich zum Existenzrecht von Behinder- 
ten stehen. Die Frauenbewegung hat bisher noch kei- 
nen überzeugenden Beweis geliefert, daß sie das Exi- 
stenzrecht von Behinderten akzeptiert. 

v. Paczensky: Ich sehe die Welt völlig an- 
ders, nämlich so, daß die bisherige Regelung, diese 
Indikationsregelung, die wir in Deutschland haben, 
exirem behindertenfeindlich ist, weil sie nämlich eine 
Sonderregelung für etwas schafft, was sonst total 
verboten ist: in der 22. Woche abzutreiben. Nur für 
den Fall eines verrneintlichen Schadens für die Volks- 
wirtschaft ist diese ganz besondere Regelung geschaf- 
fen worden. Dazu kommt, daß in der bisherigen Dis- 
kussion um den Paragraphen 218 die eugenische In- 
dikation in der Tat keine Rolle spielt. In der bisheri- 
gen Diskussion wettern vor allem die Lebensretter — 
wie nennt man denn diese frauenfeindlichen Kräfte 
höflich ? — ja, diese »Lebensschützer« zwar dauernd 
von Mord, aber die Diffamierung von Frauen, die 
abtreiben, erstreckt sich kaum auf die Frauen, die 
dies nach der eugenischen Indikation tun. Die sind 
auf eine wundersame Weise aus der ganzen Diskus- 
sion ausgespart. Insofern kann es schlimmer äls jetzt, 
wo die Gefahr eirier Behinderung als ein geradezu 
überethischer Notstand angesehen wird, gar nicht 
mehr werden. 

Leyrer: Jedenfalls ist ein Großteil der Frau- 
enbewegung überzeugt, daß die Streichung des 218 
diesbezüglich den bestehenden Zustand keineswegs 
verschlechtern würde. Für diese Frauen steht die eu- 
genische Indikation irgendwie auf einem anderen 
Blatt, und deshalb wird sie in der Debatte um und ge- 
gen den Paragraphen 218 als absolut nebenrangig be- 
handelt. So, wie sie in keiner Weise hinterfragen wol- 
len, warum Frauen abtreiben, so tabuisieren sie die 
Frage, warum Frauen überhaupt Kinder kriegen. Da 
wird ganz selbstverständlich so getan, als gelte das so- 
genannte Selbstbestimmungsrecht der Frau jenseits 
jeder Moral und gesellschaftlichen Wirklichkeit. 

Ich möchte behaupten: So, wıe es viele Frau- 
en gibt, die mittels Mutterschaft sich erst als Frau be- 
greifen oder einen Ehemann ködern wollen, genauso 
gibt es viele Frauen, die sich perfekte Kinder wün- 
schen, und zwar nur perfekte Kinder, die auf gar kei- 
nen Fall ein behindertes Kind in Kauf nehmen wür- 
den und deshalb zur Vorsorgeuntersuchung rennen, 
sobald sie den Schwangerschaftstest bestanden ha- 
ben. Die treiben dann eben ab, wenn auch nur der ge- 
ringste Verdacht besteht, eskönne was nicht stimmen 
mit der Schwangerschaft. 

Goehler: Könntet ihr dazu Zahlen nennen? 

v. Paczensky: Von den unzähligen Frauen, 
die Amniozenthese machen, sind es wohl nur ca. 1-2 
Prozent, die daraufhin einen Abbruch machen. Aber 
das wißt ihr wahrscheinlich besser. 

Witkofski: Ich denke nicht, daß bei den 
Frauen, die abtreiben, die Frage der Behinderung ih- 
res Kindes nur eine kleine Rolle spielt. Die Angst vor 
Behinderten ist unheimlich groß. Ich möchte wirk- 
lich einfach mal wissen, wieviele von diesen Frauen, 
die an der Bezichtigungskampagne teilgenommen 
haben, ihr Kind ausgetragen hätten, wenn es nicht be- 
hindert gewesen wäre. Daran möchte ich gleich an- 
schließen: Einige Frauen regen sich fürchterlich auf, 
wenn sie vom Femizid in Indien hören, aber die plan- 
mäßige Abtreibung behinderter Kinder, der »Krüp- 


pelzid«, ist für sie so selbstverständlich, daß es dafür 
nicht mal ein Wort gibt. Selbst die Frage, wird es ein 
Junge oder ein Mädchen, ist dem Wunsch nach einem 
gesunden Kind untergeordnet. Das sind Tendenzen, 
die mir an mein Leben gehen. Und ich gehe sogar 
noch einen Schritt weiter. Mit ihrer Entscheidung: 
Ich will dieses Kind nicht, weil es behindert ist, ma- 
chen die Frauen den ersten Schritt dahin, behindertes 
Leben auch nachträglich noch abzutreiben durch ent- 
weder Nichtversorgen nach der Geburt oder durch 
sog. Sterbehilfemaßnahmen oder durch direkie Tö- 
tung. Das liegt für mich alles auf einer Linie, und ich 
willes noch einmal sagen: Ich willein Lebensrecht für 
Krüppel, ich will nicht, daß die Person, die mich aus- 
getragen hat oder die andere Krüppel austrägt, dar- 
über entscheidet, ob sie dieses Kind nur nicht will, 
weil es ein Krüppel ist. 

Goehler: Da kann ich wirklich ohne Proble- 
me mit.dir einer Meinung sein: Lebensrecht für Krüp- 
pel. Aber kannst du daraus, und das höre ich aus dei- 
nen Worten, einen Gebärzwang bei Krüppeln ablei- 
ten? 

Witkofski: Ja. 

Goehler: Das ist etwas, wo ich sehr empfind- 
lich reagiere, weil von den unterschiedlichsten Seiten 
den Frauen mit den unterschiedlichsten Argumenten 
dauernd das Selbstbestimmungsrecht verweigert 
wird. Wir können aber das Problem einer krüppel- 
feindlichen Gesellschaft nicht auf dem Rücken der 
einzelnen Frauen lösen. Wenn du sagst, die Frauen- 
bewegung habe hier eine ganız besondere Aufgabe, da 
kriege ich 'ne Gänsehaut, weil den Frauen ja immer 
besondere Aufgaben zugewiesen werden. Die einen 
sagen, wir dürfen das Selbstbestimmungsrecht nicht 
haben, weil es gegen staatliche, gesellschaftliche und 
religiöse Normen verstößt, und die anderen sagen, 
ihr dürft das Selbstbestimmungsrecht nicht haben, 
weil ihr damit eine krüppelfeindliche Gesellschaft 
fortsetzt, Das ist unglaublich brutal, daß du einer 
Frau, die ihr Kind aufgrund einer möglichen Behin- 
derung abtreiben will, das Selbstbestimmungsrecht 
bestreitest, daß du sogar behauptest, sie wolle damit 
eigentlich die Krüppel aus der Welt schaffen. Du 
sagst ja, du fühlst dich so, als ob die Leute dich auch 
im nachhinein noch abtreiben wollten. 

Witkofski: Aber selbstverständlich. 

Christoph: Susanne hat gesagt, daß als Fol- 
ge der Frühuptersuchungen prozentual nur minimal 
abgetrieben worden sei, seien es 2 oder 3 Prozent. 
Das erinnert mich fatal an die Argumentation einer 
Bremer Humangenetikerin, die, danach gefragt, an- 
gab, das sei alles gar nicht so schlimm, lediglich 4 
Prozent der frühuntersuchten Schwangeren würden 
aufgrund des Untersuchungsergebnisses abtreiben. 
Dann ist nachgefragt worden, bei wievielen Prozent 
denn überhaupt Verdacht auf Behinderung bestehe. 
Darauf hat sie gesagt: bei 4 Prozent. Und das bedeu- 
tet, daß die Frauen bei Verdacht auf Behinderung des 
Kindes zu 100 Prozent abtreiben lassen. 

Ich bin gegen einen Gebärzwang bei Krüp- 
peln. Bloß bin ich auch gegen das Recht auf Um- 
tausch der Schwangerschaften. Ihr vermischt sehr 
oberflächlich die freie Entscheidung über ein Kind 
mit der Anmaßung, auch über die Oualität des Kin- 
des noch verfügen zu wollen. Mich ärgert diese 
Oberflächlichkeit, die finde ich unglaublich. Die 
ganze Sache läßt sich auch nicht loslösen von dem 
Hintergrund der Frauenökologie, der Propaganda 
der gesunden Mütter nach Tschernobyl. Es ist 
erschreckend, wie da agitatorisch behindertes Le- 
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ben verachtet worden ist. Und es gab keine Prote- 
ste. 

v. Paczensky: Erstens möchte ich nicht als 
»ihr« bezeichnet werden. Ich vertrete nicht die Frau- 
enbewegung, ich habe mich niemals, an diesen 
Tschernobyl-Sachen beteiligt. Ich habe auch nicht 
die eugenische Indikation entdeckt, sondern ich habe 
gerade gesagt, daß wir uns nicht genug damit be- 
schäftigt haben. 

Für mich ist das eigentlich Schlimme an der 
eugenischen Indikation, daß Frauen, bewogen durch 
den technischen Fortschritt oder scheinbaren Fort- 
schritt, sich fast dem Druck nicht mehr entziehen 
können, diese Untersuchungen machen zu lassen, 
daß deshalb ihre Schwangerschaften immer nur 
Halbschwangerschaften sind, weilsie bis zur 20. oder 
22. Woche nicht wissen, ob alles in Ordnung ist, daß 
sie sich von dieser fiktiven Auskunft abhängig ma- 
chen, die gar nicht wirklich etwas über Behinderung 
aussagt, weil nur ein ganz kleiner Teil der möglichen 
Behinderungen damit erfaßt wird. Mit der Zustim- 
mung zur Amniozenthese wird in der Tat implizit 
auch immer schon die Bereitschaft zu einer Abtrei- 
bung erklärt. Man macht sie nur, wenn man gegebe- 
nenfalls auch abtreiben würde. Warum sollte man es 
sonst tun? 

Leyrer: Ihr wißt, daß grundsätzlich eine Ab- 
treibung bis zur zwölften Woche möglich ist, bis auf 
jene Ausnahme, die das bis zur 22. Woche zuläßt, 
Der entsprechende Gesetzestext lautet: »Der Ab- 
bruch der Schwangerschaft durch einen Arzt ist nicht 
nach $& 218 strafbar, wenn dringende Gründe für die 
Annahme sprechen, daß das Kind infolge einer Erb- 
anlage oder schädlicher Einflüsse vor der Geburt an 
einer nicht behebbaren Schädigung seines Gesund- 
heitszustandes leiden würde, die so schwer wiegt, daß 
von der Schwangeren die Fortsetzung der Schwan- 
gerschaft nicht verlangt werden kann«. 

Der Unterschied ist ja beträchtlich, 10 Wo- 
chen. Er entsprach dem Stand der Technik zum Zeit- 
punkt der Formulierung des Textes. Die Medizin 
brauchte eben für die Fruchtwasseruntersuchung un- 
gefähr diese 20 Wochen. Und diese Fruchtwasserun- 
tersuchung hat sich nun innerhalb von knapp 10 Jah- 
ren durchgesetzt. Es fing an mit den Frauen ab 40, 
dann ab 35, ich glaube, jetzt sagen sie sogar ab 30; 
und immer heißt es, die Frau habe selber Schuld, 
wenn sie da nicht hingeht und dann bestimmte Arten 
von behinderten Kindern kriegt. Wasist da eigentlich 
abgelaufen, auch bei uns und in der Frauenbewe- 


gung, daß wir das lange Zeit nicht wahrgenommen. 


haben? Das bezieht sich nicht nur auf die Frage, was 
auf eine Frau mit einem verkrüppelten Kind in dieser 
Gesellschaft zukommt, sondern trifft auch den eige- 
nen individuellen Wunsch nach dem »Immer-per- 
fekt-sein«, der sich bis auf die eigenen Kinder er- 
streckt. Worüber ich gerne debattieren würde, ist, ob 
und unter welchen Umständen es ein Selbstbestim- 
mungsrecht für Frauen, unabhängig von gesell- 
schaftlichen Normen und Wertvorstellungen über- 
haupt geben kann. Ich bezweifle das. 

v. Paczensky: Ich kann nicht erkennen, daß 
die Menschen, unter welchen Umständen auch ım- 
mer, wirklich selbstbestimmt handeln können. Mir 
geht es mehr um eine Verringerung der Fremdbestim- 
mung. Frauen haben immer abgetrieben, treiben ab, 
werden abtreiben, beschädigen sich selbst dabei. Und 
es geht bei der Forderung nach Streichung des 218 
nicht darum, ob man das gut oder schlecht findet, 
sondern ob sie dafür bestraft werden sollen. Und na- 
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»Wir sind nicht 
befugt, darüber zu 
urteilen, warum 
Frauen abtreiben« 


türlich sollen sie nicht bestraft werden. Ich will, daß 
alle ihre Gründe okay sind, bzw. daß die Gründe kei- 
ne Rolle spielen. Wenn die Frau sagt, daß sie kein 
Kind will, weil sie keine Kinder leiden mag, ist das 
vielleicht ein bedauerlicher Charakterzug, sie soll da- 
für aber nicht bestraft werden. Wenn sie sagt, daß sie 
keinesfalls ein behindertes Kind will, dann ist das 
okay, genauso okay, wie wenn sie sagt, daß sie jetzt 
nach China fahren und deshalb keine Kinder kriegen 
will. Wir sind nicht befugt darüber zu urteilen, wa- 
rum Frauen abıtreiben. 

Witkofski: Ich will hier nicht über Straffrei- 
heit bei Abtreibung diskutieren, das ist nicht das The- 
ma. Das Thema in dieser Diskussion ist für mich das 
eugenische Denken in den Köpfen von Frauen und 
was das bedeutet, wenn der Paragraph 218 tatsäch- 
lich abgeschafft wird. Du beschreibst die Frauen im- 
mer so als Opfer. Frauen sind meiner Ansicht nach 
auch Täterinnen und zwar in Bezug auf die Tötung 
von Krüppeln, ganz massiv. Sie wollen einfach so ein 
Kroppzeug nicht. Klar, im Einzelfall mags immer ir- 
gendwelche Gründe geben, nur das interessiert mich 
in diesem Zusammenhang nicht, weil jeder Einzelfall 
dazu beiträgt, das Lebensrecht der Krüppel weiter 
einzuschränken, und dagegen wehre ich mich. Ich ha- 
be das mal in dem Slogan zusammengefaßt: Frauen, 
die Kinder zum Aussuchen wollen, die müssen sich 
nicht wundern, wenn der Staat Untertanen zum Aus- 
suchen haben will. Da machen sich die Frauen mit- 
schuldig. Schließlich sind nicht nur irgendwelche an- 
onymen grauen Politiker, Bevölkerungswissen- 
schaftler und Mediziner verantwortlich für die Praxis 
der Ausleseverfahren — die können schließlich nur 
durchsetzen, was bei den einzelnen Menschen, in die- 
sem Fall besonders bei den Frauen, auch Zustim- 
mung findet, Ich behaupte, daß von rechts bis links, 
von der extremen Rechten bis zur extremen Linken, 
die Leute sich einig sind: Sie sind aus ganz diffusen 
Ängsten gegen Krüppel. 

Goehler: Um ein Lebensrecht zu kämpfen, 
ist nicht das gleiche, wie jeder Frau erst mal ein 
Schuldgefühl zu machen, daß sie nicht mehr einnoch 
aus weiß. Was rätst du einer Frau, die Ende dreißig 
schwanger geworden ist und sagt: Ich weiß nicht, ob 
ich mich kräftig genug fühle, ob es in Ordnung ist, 
Jetztnoch ein Kind zu kriegen, ob ich mich überhaupt 
noch auf ein Kind einstellen kann, unabhängig von 
der Frage seiner möglichen Behinderung, und die, 
um so etwas wie eine Entscheidungshilfe zu bekom- 
men, zur Frühuntersuchung geht? 

Witkofski: Das soll sie vorher entscheiden. 
Sie soll sich überlegen, ob sie dieses Kind austragen 
will, ja oder nein. 

Goehler: Das sagen alle katholischen Priester! 

Witkofski: Unsinn, gerade die katholischen 
Priester erlauben die Abtreibung von Krüppeln. 


Christoph: Das ist eine populistische Vermi- 
schung, das ist echt eine oberflächliche Vermi- 
schung, was du wieder betreibst, Adrienne. Deine re- 
alpolitische Parteikollegin Bärbel Rust hat in einer 
Fernsehsendung gesagt: Als Politikerin, die es ja in 
Bonn unheimlich schwer habe in so einer Männerpo- 
litik, würde sie, wenn sie jetzt wieder schwanger wür- 
de, zur Fruchtwasseruntersuchung gehen, weil sie 
sich als politisch aktive Frau kein behindertes Kind 
leisten kann. 

Goehler: Wie soli ich mich zu Bärbel Rust 
verhalten? 

Christoph: Wie soll ich mich zu ihr verhal- 
ten? Ich wollte euch einfach nur darauf hinweisen, 
daß wir in einer Situation leben, wo unter scheinbar 
fortschrittlichen Parolen es alternative und frauen- 
bewegte Bevölkerungspolitik gibt. Auch in der Frau- 
enbewegung sind Wertvorstellungen virulent, wie sie 
etwa in folgendem Zitat zum Ausdruck kommen: 
»Felix ist arm dran. Wäre seine Mutter zur Frucht- 
wasseruntersuchung gegangen, dann würde es Felix 
nicht geben. Jetzt, wo er lebt, ist ihm nicht mehr zu 
helfen.« Solche Sachen laufen. 

v. Paczensky: Das hat Frau Schätzle von den 
»Christdemokraten für das Leben« auch gesagt: Sie 
sei so verzweifelt und empört, weil sie auf der Straße 
keine mongoloiden Kinder mehr sieht. 

Christoph: Wunderbar! Das war richtig. 
Und da hat sich der »Spiegel« lustig drüber gemacht, 
verdammt noch mal. Das ist ungeheuerlich. 

Witkofski: Ich weiß, daß ich mit meinen Ar- 
gumenten immer in diese rechte Ecke gestellt werde. 
Wenn diese Frau das sagt, hat sie ihre politischen Mo- 
tive, und ich habe andere. Wenn dabei gelegentlich 
gleiche Sätze rauskommen, dann muß man untersu- 
chen, woran das liegt und warum das so ist. Aber ich 
finde es ziemlich impertinent, einfach in diese rechte 
Ecke gestellt zu werden, wenn ich kritisiere, daß 
Frauen sich weigern, behinderte Kinder zu kriegen, 
weil sie genau das im Kopf haben, was der HUK-Ver- 
band mal sehr plastisch beschrieben hat. Der hat den 
Slogan geprägt: »Verkrüppeli sein ist schlimmer als 
der Tod«. Und das bringt es genau auf den Punkt. Ich 
arbeite selber mit Eltern, die behinderte Kinder ha- 
ben, und ich weiß, daß es diese Familien hier in der 
BRD verdammt schwer haben. Trotz alledem: Soli 
ich jetzt hingehen und sagen, ich verstehe ja, wie 
schlimm das ist. Ich rate Ihnen: Bringen Sie Ihr Kind 
doch einfach um. Auf Krüppelmord stehen bei uns 
anderthalb Jahre zur Bewährung, weil es sowieso im- 
mer Totschlag in einem minder schweren Fall ist. Das 
muß man mal dazu sagen. Im übrigen aber sind 
Rechtsnormen nicht geeignet, diese Sachen zu beur- 
teilen. 

Goehler: Richtig. 

Witkofski:; Gut, da sind wir uns einig. Nur 
gehi es mir in dieser Geschichte, in dieser Diskussion 
nicht um die Rechtsnorm, ich wiederhole es noch ein- 
mal, mir geht es um das eugenische Denken in Köp- 
fen von Frauen. Dieses eugenische Denken führt über 
kurz oder lang zur Ausrottung von Krüppeln. 

v. Paczensky: Du möchtest nicht gerne in die 
rechte Ecke gestellı werden. Das ist sicher auch unge- 
recht, aber du benutzt zum Teil Argumente, die aus 
der rechten Ecke kommen. Zum Beispiel die Behaup- 
tung, Abtreibung führe zur Tötung und in den Mord. 
Das ist ein ganz beliebtes Argument: Wer abtreibt, 
der tötet auch Alte und Behinderte. Tatsächlich hat 
es eine systematische und ’rechtmäßige‘ Tötung von 
Behinderten nur bei den Nazis gegeben, die gleich- 
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zeitig die Abtreibung hoch bestraft haben. In den 
Ländern, in denen die Abtreibung weitgehend libera- 
lisiert ist, werden Behinderte und Alte und andere 
Randgruppen eher mit Respekt behandelt. Es gißt 
überhaupt keinen Hinweis darauf, daß die Abtrei- 
bung mit der Tötung von Menschen jemals etwas zu 
tun hatte oder hat. 

Wenn wir denn nicht oberflächlich sein wol- 
len, dann müssen wir uns gründlicher mit den Fragen 
beschäftigen. Dann müssen wir auch mal von dem 
Behinderienproblem weggucken auf andere soziale 
Entwicklungen. Früher ist ein großer Teil der Abrrei- 
bungen erfolgt, weil die Frauen keine unehelichen 
Kinder haben wollten, weil uneheliche Kinder, vor al- 
lem aber die Mütter, ganz schlechte Lebensbedingun- 
gen hatten, Da hatman natürlich auch sagen können: 
Was, du verachtest uneheliche Kinder? An die Stelle 
der gesellschaftlichen Ächtung von Unehelichkeit ist 
heute die Stigmatisierung von Krüppeln getreten, da 
gebe ich euch recht. Aber man kann das nicht an den 
Frauen austragen. Daß die Frauen die Yerant- 
wortung, die Arbeit, die Kosten, die Verachtung, die 
ihnen als vermeintlichen Versagerinnen entgegenge- 
bracht wird, wenn sie ein behindertes Kind bekom- 
men, daß sie das alles fürchten, kann manihnen doch 
nicht vorwerfen, wenn es eine allgemein krüppel- 
feindliche Gesellschaft gibt. Man kann die Frauen 
doch nicht zum Austragen zwingen, wenn sie selber 
sehen oder glauben zu sehen, daß das ein sehr schwe- 
res, von ihnen nicht zu bewältigendes Schicksal ist. 
Wo ist denn der Unterschied zwischen der Angst, ein 
behindertes Kind zu haben, der Angst, ein uneheli- 
ches Kind zu haben... 

Leyrer: .,.und der Angst, in Indien ein Mäd- 
chen zu kriegen... 

v. Paczensky: ...das kann man doch nicht 
diesen Individuen anlasten. 

Christoph: Susanne, ich muß eine Informa- 
tion geraderücken. Holland gilt doch als sehr libera- 
les Land in puncto Abtreibung. In Holland aber ist 
zum Beispiel, was die Sterbehilfe anbetrifft, die Tö- 
tung behinderter Kinder durch Liegenlassen teillega- 
lisiert. In Holland gibt es eine Debatte über Gesetzes- 
entwürfe, nach denen Eltern entscheiden können, ob 
ihr lebensfähiges behindertes Kind weiterleben soll. 
Das ist erschreckend. Zusätzlich finde ich auch eure 
Reaktion erschreckend. Ich unterscheide mich schon 
wesentlich vom Papst. Ich unterscheide mich auch 
vom ZK der Katholiken, das Abtreibungsbefürwor- 
terInnen als MörderInnen bezeichnet hat, gleichzei- 
tig aber eine Ausnahme macht, wenn der Verdacht 
auf Behinderung besteht. Da frage ich mich: Wieso 
ist die Frauenbewegung nicht dagegen Sturm gelau- 
fen? Weil sie ähnlich denkt! Ich finde, daß die Frau- 
enbewegung da auch eine historische Verantwortung 
hat. Wer die Parole ausgibt, daß Behinderung 
schlimmer sei als der Strahlentod, setzı ein schlimmes 
Zeichen. Und gegen diese Zeitgeistzumutungen ha- 
ben mir die Frauen zu wenig protestiert. Deswegen 
bin ich mißtrauisch. Ich befürchte, daß ein Teil der 
Frauenbewegung jetzt die Abschaffungskampagne 
mißbraucht, um seine rigiden Gesundheitswünsche 
anonym durchzusetzen. 

Goehler: Mit zu meiner politischen Verant- 
wortung gehört, daß ich für die Entscheidungsfrei- 
heit der Einzelnen eintrete. Ich habe niemals eine Po- 
litik befürwortet, die auf die Gesellschaft, die Masse, 
den Arbeiter oder die Frau absteilt. Meine utopische 
Maxime geht dahin, eine Gesellschaft zu haben, in 
der jeder Einzelne und jede Einzelne so etwas wie 
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Entscheidungsfreiheit hat. Das setzt eine sehr radika- 
le geselischaftliche Veränderung voraus. Ich bin 
durch zwei Dinge ziemlich ins Trudeln gekommen 
und habe seither Schwierigkeiten mit dem Begriff 
’Selbstbestimmungsrecht‘, den ich lieber durch "Ent- 
scheidungsfreiheit‘ ersetzen möchte. Ich habe bei- 
spielsweise mitbekommen, was eine Freundin von 
mir für einen Tanz gemacht hat, um ein Kind zu krie- 
gen. Sie hat sich entsetzlichsten Untersuchungen und 
Hormonbehandlungen, Schneidereien und Befra- 
gungen ausgesetzt. Da habe ich auch gedacht: So, so, 
das fällt nun alles unter Entscheidungsfreiheit und 
habe mit ihr unglaublich hart diskutiert, weil ich das 
als eine Form von mutwilliger Verstümmelung emp- 
fand, was sie da gemacht hat. Ich hatte den Eindruck, 
daß sie eher eine lange psychologische Beratung ge- 
braucht hätte als das richtige Hormon. 

Zum zweiten habe ich natürlich auch zu die- 
sen Leuten gehört, die seit Wyhl, wenn sie über 
AKW’s gesprochen haben, wenn sie über Niedrig- 
strahlung etc. gesprochen haben, auch immer dar- 
über geredet haben, daß damit Schädigungen am 
Menschen einhergehen. Ich habe das zunächst relativ 
unrefiektiert gemacht und habe mich erst nach dieser 
Tschernobyl-Diskussion gefragt, welchem Men- 
schenbild wir da eigentlich hinterherhecheln. Aber 
weil ich immer noch keine Antwort gefunden habe, 
bleibe ich dabei: Niemand kann der einzelnen Frau 
abnehmen, daß sie darüber entscheidet, was sie sich 
zutraut und was nicht. Das bedeutet für mich die 
Frauen ernst zu nehmen in ihrer Realität, und ich fin- 
de es schwer erträglich, wenn du sagst, daß jede Frau, 
die ein behindertes Kind abıreibt, sich schuldig macht 
an der Krüppelfeindlichkeit dieser Gesellschaft. Das 
muß Frauen nicht mehr erzählt werden, was die herr- 
schende Ideologie ist: In dieser Gesellschaft muß nie- 
mand mehr leiden. Alle wissen, daß das gelogen ist. 
Aber das ist ja der Tenor unserer Wohlstandsgesell- 
schaft: Jeder, der will, findet Arbeit. Jeder, der will, 
findet eine Wohnung. Dabei ist jeder immer männ- 
lich... 

Witkofski: Darf ich diesen Satz ergänzen? 
Jeder, der will, ist gesund und jede, die will, kriegtein 
gesundes Kind und jeder, der will, bringt sich um, so- 
bald er behindert ist, weil das ja anständig ist. In die- 
ser Gesellschaft leidet man nicht, Aber Behinderte 
leiden. Das ist das Bild von Behinderten in dieser Ge- 
sellschaft. Adrienne, du kannst hier jeden Eiertanz 
aufführen, aber wie wir in dieser Gesellschaft ver- 
kauft werden, dafür bin ich verdammt noch mal 
Fachfrau, und ich kriege es jeden Tag am Leibe zu 
spüren, daß ich keine gute Behinderte bin, weil ich 
nicht leide. Wäre ich nämlich dankbar und demütig 
und würde vor mich hinleiden, würde es mir in dieser 
Gesellschaft wesentlich besser gehen. Ich krieg’s 
wirklich jeden Tag satt um die Ohren gehauen, daß 
ich mich weigere zu leiden, und stattdessen mein Le- 
bensrecht einfordere. 

v. Paczensky: Die Schwierigkeit in diesem 
Gespräch ist, daß ihr beide Betroffene seid... 

Christoph: Ooooo0000h !!!! 

v. Paczensky: ...und aus eurer eigenen Er- 
fahrung sehr überzeugend reden könnt. Wir aber sol- 
len nicht von individuellen Frauen reden, sondern wir 
sollen immer gleich die ganze Frauenbewegung, ein- 
geschlossen die Mütterbewegung, die Tschernobyl- 
Frauen und andere Abarten vertreten, für dieich auf 
keine Weise sprechen kann, und ich glaube Adrienne 
auch nicht, von denen ich mich jetzt aber auch nicht 
distanzieren möchte. Wir sind hier also sozusagen als 
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itkofski: 
»Es geht um das 
eugenische Denken in 
den Köpfen von Frau- 
en. Dieses eugenische 
Denken führt über 
kurz oder lang zur 
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»Ich ordne meine 
Krüppelinteressen 
der Frauenbewe- 

gung nicht unter« 


Gattungswesen, und ihr seid hier als Individuen. Und 
das macht es ganz schwierig. Wobei ich natürlich ver- 
stehe, daß du an dieser Stelle hellhörig wirst, weil es 
wahrscheinlich deiner ganzen Biographie entspricht, 
in der du erlebt hast, daß immer, wenn von »Leid« 
gesprochen wurde, sie dich damit gemeint haben. 
Aber man kann über Diskriminierung und über Lei- 
den auch sprechen, ohne immer gleich behinderten- 
feindlich zu sein. 

Christoph: Ich finde das mit der Betroffen- 
heit relativ wichtig, weil sich hier nämlich die unter- 
schiedliche Bewertung von Beiroffenheit zeigt. Klar 
argumentieren Hannelore und ich als Betroffene. 
Was machen Susanne und Adrienne? Die agitieren 
ihrerseits mit der Betroffenheit der Frauen. Bloß, 
wenn es dann konkret wird, und wenn es einen Kon- 
flikt gibt zwischen Krüppelinteressen und Normalen- 
interessen, sagen sie: Ach, ihr beide seid ja drollig be- 
troffen, und wir sind die abgeklärten Ideologen. Es 
gibı einen Konflikt zwischen unterschiedlichen Arten 
von Betroffenheit, und ich lasse es nichı mehr zu, daß 
man zu Krüppeln sagt, wenn sie sich wehren, daß sie 
dann halt ’betroffen‘ sind. Ihr bewertet die Betrof- 
fenheit der Frauen höher als die Betroffenheit von 
Krüppeln, da ja die Frauen über 50 Prozent der Be- 
völkerung ausmachen. Deswegen finde ich das Argu- 
ment arrogant. 

v. Paczensky: Ich habe das Thema ’Betrof- 
fenheit‘ angesprochen, weil es euch in die Rolle von 
Menschen bringt, die mit ihrem Schicksal persönlich 
vor mir sitzen. Ich sitze hier leider nicht als Person, 
sondern irgendwie als eine Arı Abklatsch der Frauen- 
bewegung. Da muß ich jeizt als Person deutlicher 
werden und zwar als eine Frau, die mehrmals abge- 
trieben hat, und das ist das, worin ich betroffen bin. 
Es gibt zahllose Frauen, die vergewaltigt und darauf- 
hin schwanger werden. Was sollen die denn deiner 
Meinung nach tun? 

Christoph: Behindert sein ist so etwas ähnli- 
ches wie eine Vergewaltigung?! Überleg doch, was du 
sagst, es ist zynisch, das gleichzusetzen. 

v. Paczensky: Wenn Frauen Angst vor be- 
hinderten Kindern haben, das ist doch eine Urangst. 
Die mag aus falschen gesellschaftlichen Ursachen 
kommen, aber tatsächlich kannst du der einzelnen 
Frau das nicht verbieten. Der Wunsch, daß Kinder 
gesund sein sollen, ist ein Urwunsch der Menschen, 
nicht etwa in dieser Gesellschaft entstanden, sondern 
von Anfang an, und natürlich ist die Tatsache, mit ei- 
nem kranken Kind konfrontiert zu sein, für die Frau- 
en schrecklich. Die müssen dann damit umgehen, eu- 
re Mütter sind auch damit umgegangen, aber daß sie 
das nicht von vornherein wollen, könnt ihr ihnen 
doch nicht vorwerfen. Daß ihr mit den Frauen, die 
das nicht auf sich nehmen wollen, so rauh verfahrt 
und sie in so eine unmenschliche Ecke drängt, das 
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kränkı auch mich, weil ich mich da als Abtreiberin 
auch beschimpft sehe. 

Wilkofski: Susanne, ich kriege wirklich eine 
Gänsehaut, wenn dir mit deiner ganzen Bildung, mit 
deinem-ganzen Wissen so ein Wort wie Urangsi oder 
Urbedürfnis über die Lippen geht. Eigentlich muß dir 
doch klar sein, daß wir, gefangen in unserem gesell- 
schaftlichen Kontext, überhaupt nicht mehr unter- 
scheiden können, was sozusagen urmenschlich isı 
und was gesellschaftlich, kulturell, politisch über- 
formı. Mit diesen Urinstinkten oder Urwünschen hat 
der ganze Dreck schließlich angefangen in der Mitte 
des letzten Jahrhunderts. Die Nazis haben da gar 
nichtserfinden müssen, die eugenischen Denkmodel- 
le hatıen sich längst in den Köpfen der Bevölkerung 
festgesetzt, und dort sitzen sie bis heute. Wenn du da 
mal eben so locker von Urangst redest... 

v. Paczensky: ...einen Wunsch, gesunde 
Kinder zu kriegen. 

Witkofski: Ob Urangst oder Urwunsch oder 
Urinstinkt, das ist alles dasselbe. 

Goehler: Erkläre mir doch mal, wie du so et- 
was benennen würdest. Ich wünsche häufig Men- 
schen Gesundheit. Was wünscht du denn den Men- 
schen? 

Witkofski: Also, zunächst mal gibt es einen 
Unterschied zwischen Gesundheit und Behinderung 
oder Krüppeltum. Ich bin ein Krüppel und kann 
troızdem gesund oder auch krank sein. Das sind zwei 
verschiedene Paar Schuhe. 

Goehler: Susanne hat davon geredet, daß sie 
eigentlich davon ausgeht, daß alle... 

v. Paczensky: ...sich gesunde Kinder wün- 
schen. 

Witkofski: Du hast aber gemeint: nicht-be- 
hinderte Kinder. 

Goehler: Nein, nein, nein, das unterstellst 
du. 

Witkofski: Schau mal, du drückst dich um 
den Begriff Behinderung rum. Natürlich wünsche ich 
dir Gesundheit, und damit meine ich erst einmal, daß 
es immer lästig ist, einen Schnupfen zu haben, die 
Grippe zu kriegen oder sich eine Gelbsucht einzyfan- 
gen. Das ist natürlich lästig. Das verstehe ich. Das 
läßt sich natürlich nicht vermeiden. Aber ich wün- 
sche es dir nicht. Es gibt aber auch durchaus die Mög- 
lichkeit, daß du einzelne Funktionen deines Körpers 
verlierst, wasich nicht als Krankheit bezeichnen wür- 
de. Das kann dein Augenlicht, das können deine Bei- 
ne sein, das können deine Arme sein, das kann ganz 
viel sein, und ich weiß, daß das für dich erst mal ein 
Schock wäre. Ganz klar. Ich weiß aber ebenso, daß 
du hinterher trotzdem ein lebenswertes Leben führen 
kannst. Wenn dir jetzt irgendeine Funktion ausfällt, 
dann fällt sie dir aus. Na und? 

v. Paczensky: Ich wünsche schwangeren 
Frauen gesunde Kinder, so wie ich es mir gewünscht 
habe. Natürlich wünsche ich ihnen auch, wenn das 
Kind nicht gesund ist, daß sie damit gut umgehen 
können. Ichrate ihnen überhaupı nicht: Falls es nicht 
gesund ist, schmeiß es doch weg. Ich denke, daß der 
Wunsch nach einem gesunden Kind ein menschlicher 
Wunsch ist quer durch die Zeiten und Kontinente und 
nix mit falschen Ideologien und Eugenik zu tun hat. 

Goehler: Ich weigere mich nach wie vor, die 
Forderung nach Abschaffung des Paragraphen 218 
wegen der Möglichkeit eugenischer Indikationen in 
Frage zu stellen. Okay, wenn es denn so ist, daß die 
herrschenden Verhältnisse eine Freigabe des 218 
nicht ermöglichen, dann sollten wir eventuell Gleich- 


heit für alle Föten fordern, keine Sonderkonditionen 
mehr, keine Auslese gleich im Gesetzestext, sondern 
12 Wochen für alle. Das würde zumindest viel Dis- 
kussion auslösen. Ich habe nur Angst, daß es in die 
falsche Richtung geht, und dazu beiträgt, den 218 zu 
stabilisieren, nicht etwa ihn abzuschaffen. Dennoch 
habe ich viel Sympathie für den Gedanken, diese 
Sonderkonditionen rauszunehmen und damit ver- 
mutlich auch diese ganzen Betschwestern männlicher 
und weiblicher Herkunft sicherlich auch ein Stück zu 
entlarven. Dann möchte ich mal wirklich die Lebens- 
schützer sehen, ob die nicht womöglich auf die Barri- 
kaden gehen und sagen: Das geht jetzt aber entschie- 
den zu weit — das Recht der Frau, ein behindertes Le- 
ben abzutreiben, jetzt unterlaufen zu wollen! Das 
könnte eine ganz spannende Diskussion werden. Ich 
bin mir nur so unsicher, wer die Nutznießer einer sol- 
chen Debatte sein würden... 

Witkofski: Wer könnte das sein? 

Goehler: Alle diejenigen, die den Frauen 
Entscheidungsfreiheit nicht zubilligen... 

v. Paczensky: ...sondern sie zwingen möch- 
ten, ein Kind auszutragen, das sie nicht haben wollen. 

Leyrer: Die Alternative wäre: Weg mit dem 
218 und absolutes Verbot der Fruchtwasseruntersu- 
chung. Wobei das, soweit ich informiert bin, nur 
kurzfristig etwas verändern würde, denn die Wissen- 
schaft ist Hängst dabei, Untersuchungsmethoden zu 
entwickeln, die sehr viel eher als in der 18. oder 20. 
Woche Aufschlüsse über bestimmte Krankheiten, 
Veranlagungen und Behinderungen der Föten geben 
sollen. Nur gegen die Amniozenthese vorzugehen, 
würde unter Umständen also bedeuten, dem Stand 
der Forschung und den Absichten einschlägiger Be- 
völkerungspolitiker lediglich hilflos hinterherzuhin- 
ken. Die Frauen werden dann eben in Zukunft bei- 
spielsweise in der 8. oder 10. Woche abtreiben, so wie 
sie es heute in der 20. tun, wenn sie erfahren, daß die 
Gefahr besteht, ein behindertes Kind zu kriegen. Das 
wird für die Schwangeren vielleicht sogar eine Er- 
leichterung sein, denn je eher eine Abtreibung durch- 
geführt wird, desto einfacher ist der Eingriff und de- 
sto leichter die körperliche Umstellung. An der Pro- 
blematik der gesellschaftlich gewünschten und indi- 
viduell entschiedenen Aussonderung von 'falschen‘, 
von eventuell kranken oder behinderten Kindern än- 
dert sich dadurch nichts. Im Gegenteil: Die wird sich 
durch die Möglichkeiten früherer und verfeinerterer 
Untersuchungsmethoden noch zuspitzen. 

Witkofski: Dann eben: Verbot jeglicher prä- 
natalen Diagnostik 

v. Paczensky: Für mich isı die Vorstellung 
einer zukünftigen Züchtung künstlicher Menschen, 
der Herstellung des perfekten Menschen mitsamt der 
Aussonderung mangelhafter Exemplare ein viel enı- 
scheidenderes Problem als die Annahme einer Selek- 
tion per Abtreibung. Wenn es möglich wäre, diese 
Entwicklung dadurch zu stoppen oder wenigstens zu 
bremsen, ıch hätte überhaupt nichts dagegen, die 
vorgeburtliche Diagnostik zu verbieten, Ich sehe aber 
nicht, daß das geht. Es erscheint mir utopisch. Wenn 
die Frauen demnächst in der achten Woche feststel- 
len können, ob bestimmte Behinderungen der Föten 
vorliegen, also bestimmte genetische Merkmale, 
dann werden sie, ob es erlaubt ist oder nicht, gegebe- 
nenfalls abtreiben. 

Die Frage, wie die Verachtung und Ausson- 
derung von Behinderten zu entdecken, zu tadeln und 
vielleicht zu verhindern ist, muß also anders beant- 
wortet werden. Es müssen bessere Lebensbedingun- 


Aktuelles 


gen für Mütter geschaffen werden, es müssen bessere 
Lebensbedingungen und vor allen Dingen Änerken- 
nung und Respekt für Behinderte her, und dashat mit 
der Abtreibung überhaupi nichıs zu tun. 

Witkofski: Susanne, ich frage dich jetzt mal 
um Rat. Was sollich tun, damit Krüppel nicht ausge- 
rotiet werden, sondern auch unter der Maßgabe fein- 
ster technischer Möglichkeiten, sie vorher zu verhü- 
ten, weiterhin geboren werden, Wir sind uns hoffent- 
lich einig: Wenn wir das verschieben auf den Tag, wo 
die Bedingungen toll sind, dann wird es das nie ge- 
ben. Wie also können wir das zusammen, wir Frauen, 
realisieren, daß ab sofort, ab morgen, mehr Frauen 
den Mut haben, Krüppelkinder zu kriegen? 

Christoph: Ich sehe das nicht nur als frauen- 
interne Diskussion, verdammt noch mal. Deswegen 
habe ich Schwierigkeiten mit der Problemstellung 
’wir Frauen‘. Es geht nicht um Frauen. Dann kann 
ich ja auch gehen. Dann quatscht ihr jetzt im Frau- 
enclub. Es ist illegitim, das als fraueninterne Diskus- 
sion zu sehen. 

v. Paczensky: Die Abtreibung ist ein Frauen- 
problem. 

Christoph: Unser Existenzrecht ist ein Krüp- 
pelproblem, und jetzt bestehe ich darauf, die frauen- 
interne Diskussion zu stören. Es ist ein bißchen 
schrecklich, wenn ich mit einer Frau rede, die heuch- 
lerisch sagt, daß sie nichts gegen Krüppel hat. Bloß 
wenn sie schwanger wird, dann sagt sie, daß sie aber 
so etwas ähnliches wie mich auf jeden Fall abtreiben 
würde. Und damit sind wir beim Lebensschutz. Ich 
habe Probleme mit dieser Organisation. Ich habe 
aber auch Probleme, wenn diese Organisation als 
»Lebensschützer«-Verein diffamiert wird, denn da- 
durch wird auch »Lebensschutz« diffamiert, und Le- 
bensschutz darf nie ein Schimpfwort werden. Ich 
würde es unheimlich toll finden, wenn ihr morgen 
dem »Stern« die Türen einrennen und sagen würdet: 
Wer gegen den Paragraphen 218 vorgeht, muß, vor 
dem Hintergrund der deutschen Geschichte, auf je- 
den Fall verhindern, das eine unterschiedliche Bewer- 
tung des Lebens von Behinderten und Nicht-Behin- 
derten gesetzlich verankert wird. Ich unterstütze also 
volleure Forderung nach Abschaffung des 218, wenn 
ihr auch noch einen Aufruf gegen das eugenische 
Denken formuliert. Das würde ich toli finden, bloß 
verlangt das auch Mut von euch. 

Witkofski: Ich habe auch die ganze Zeit 
überlegt, wie toll es wäre, eine »Stern«-Kampagne 
mit Frauen, die sich hinstellen und sagen: Ich habe 
trotz Fruchtwasseruntersuchung das Krüppelkind 
bekommen, das gibt es nämlich auch. 

Christoph: Solche Sachen verlange ich von 
euch drei kritischen, linken Frauen, die aus der Ge- 
schichte etwas gelernt haben. Dann können wir zu- 
sammenarbeiten, Macht ihr das nicht, dann gibt es 
nur Widerstand, weil ich nicht mehr bereit bin, meine 
Krüppelinteressen der Frauenbewegung unterzuord- 
nen. Das geht nicht, da gibt es echten Widerstand, 
und dann können wir auch nicht reden. 

Witkofski: Franz, ich weiß, was du meinst. 
Aber stell dir all die Leute vor, die das jetzt lesen, was 
denen für Schauer über den Rücken laufen bei dem 
Gedanken, es gäbe eine »Stern«-Kampagne mit dem 
Titel »Ich will ein behindertes Kind!«. 

Goehler: Ich finde diese Forderung furcht- 
bar. Das ist so etwas wie: Ich will ein deutsches Kind, 
oder ich will ein schwarzes Kind, da kommen für 
mich Selektionsmechanismen herein... 

Witkofski: Ja, prima! Adrienne, jetzt sind 
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»Würdest du 
sagen: 

'Gleiches Recht für 
alle Föten’?« 


wir uns einig über die Selektionsmechanismen, jetzi 
sind wir uns völlig einig. Aber Frauen nehmen sich 
heute raus zu entscheiden, wenn das Kind behindert 
ist, dann will ich’s nicht. Das sind doch Selektions- 
mechanismen. Genau das isses! 

Christoph: Das ist die Umdrehung der Norm 
als Provokation. »Ich will ein gesundes Kind«, das 
gehört zur deutschen, auch alternativen Volksge- 
sundheitsideologie. Und Hannelores- Forderung 
dreht die Norm nur um. Natürlich ist das nicht mach- 
bar, und natürlich wäre ich auch gegen eine solche 
Forderung. 

Wiikofski: Ich habe das nicht nur aus Pro- 
vokation umgedreht. Wenn ich mir ein Kind aussu- 
chen darf, kann ich mich doch als Krüppelfrau hin- 
stellen und sagen: Ich gucke nach, ob das Kind behin- 
dert ist oder nicht, und wenn es nicht behindert ist, 
fühle ich mich als Krüppelfrau überfordert, so ein 
komisches Wesen austragen und aufziehen zu sollen. 

Leyrer: Das wäre ja auch nicht besser, als 
wenn wir... Im Prinzip haben wir diesen Zustand 
doch, Hannelore. 

Witkofski: Das weiß ich selbst. Und eben 
darüber regt sich niemand auf. Wenn ich jetzt aber 
sage, daß ich eine Garantie will, daß das Kind, dasich 
bekommen könnte, behindert ist, dann stehen euch 
hier die Haare zu Berge. Du hast es eben tatsächlich 
gut auf den Punkt gebracht: Das ist Selektion. Und 
gegen die bin ich. 

Christoph: Ich habe ‚Probleme, politisch, 


“nit dieser Umdrehung der Norm. Infolgedessen wür- 
“de ich die Parole zwar verständlich, aber trotzdem 


falsch finden und dazu noch sehr gefährlich, weil 
Frauen, die volksgesundheitlich verantwortungsvoll 
deYen, selbstverständlich normale Kinder wollen. 
Wenn du also sagen würdest, daß du ein behindertes 
Kind wolltest, dann würdest du in der Klapse landen. 
v. Paczensky: Die Drohung, daß du mich 
nur unterstützt, wenn..., die bin ich gewohnt, die ist 
schon von vielen Gruppierungen gegen mich ausge- 
sprochen worden, da bin ich resistent. Ich kann je- 
denfalls niemandem vorschreiben, keiner Frau und 
keinem Mann, was sie mit ihrem Leben machen sol- 
len, und ich will es auch niemandem vorschreiben. 
Leyrer: Über einen Punkt sollten wir, Susan- 
ne, Adrienne und ich, doch noch etwas genauer nach- 
denken, nämlich über die Defizite, die wir aus der 
Frauenbewegung mitbringen. Wir sind ja tatsächlich 
auf das Problem der pränatalen Diagnostik so recht 
erst aufmerksam geworden, als es anfing mit dem Fe- 
mizid in Indien und mit der Geschichte, was den 
Frauen da eigentlich passiert. Alles andere war bis 
dato nicht existent in der Debatte. Und da gibt es im- 
mer noch blinde Flecken, über die überhaupt kein Be- 
wußtsein besteht. Die Auseinandersetzung mit der 
Eugenik kam erst in Gang, als bekannt geworden 


war, daß in Indien gezielt weibliche Föten abgerrie- 
ben werden. 

v. Paczensky: Vor sechs Jahren. 

Leyrer: Ja, aber jeızt ist es erst richtig durch- 
gedrungen und wird nun auch endlich mal im Zusam- 
menhang mit dem 218 debattiert. Das sagt ja auch et- 
was, diese Geschichte, das trifft uns Frauen, 

Goehler: Aber Katja, würdest du unter den 
realen gesellschaftlichen Verhältnissen, die wir ha- 
ben, guten Herzens eine Kampagne forcieren, die 
sagt: »Gleiches Recht für alle Föten«? 

Witkofski: Das möchte ich drin haben. Ich 
möchte, daß das in einem Aufruf zur Abschaffung 
des Paragraphen 218 drin ıst. 

Goehler: Ich weiß nicht, ob ich das will. Für 
mich ist ein Fötus kein eigenständiges rechtsfähiges 
Subjekt. Das ist einfach Schwachsinn. Im übrigen ist 
eine Auseinandersetzung um den 218 nicht der richti- 
ge Ort für eine derartige Forderung. Die muß im Zu- 
sammenhang mit dem Problem der Gentechnologie 
behandelt werden, im Zusammenhang der Züchtung 
eines Normmenschen, des kartierten Kunstsubjekts. 

Leyrer: Nicht nur, Adrienne. Ich sehe das 
auch, die Bedrohung durch die Gentechnik und daß 
sich das verschärfen wird. Es ist aber immer sehr viel 
leichter, über künftige Bedrohungen zu reden als 
über die Sachen, die schon da sind. Beim 218 aber 
gibt es nun mal Eugenik, in der Theorie und in der 
Praxis. 

Christoph: Es geht mir nicht um die Gleich- 
berechtigung der Föten, 12 Wochen für alle oder so- 
was. Es geht mir darum, daß die Gesellschaft und daß 
die Frauen abgestufte Lebenswertigkeiten an Föten 
exekutieren. Und das nimmt unheimlich zu. Wir dis- 
kutieren hier das erste Mal über Konflikte zwischen 
Krüppelinteressen und Frauenbewegung. Und ich 
bin erschrocken über die Ignoranz, mit der ihr das ab- 
blockı, so nach dem Motto: Dieses Thema gehört uns 
Frauen, und ihr seid halt die Betroffenen. Ich sehe 
unheimlich wenig Selbstkritisches. Für mich stellt 
sich da schon die Frage: Wird die Frauenbewegung 
auch weiterhin die unterschiedliche Lebensbewer- 
tung praktisch tolerieren, und ist es dann überhaupt 
für uns noch möglich, mit der Frauenbewegung zu- 
sarnmenzuarbeiten, wenn es beispielsweise um die 
Aufarbeitung des Faschismus geht? 

Goehler: Da ist ja wieder dieser Erpres- 
sungsversuch, den ich auch aus anderen Zusammen- 
hängen kenne: Schließt du dich nicht meinen Forde- 
rungen an, bekämpfe ich dich. Dabei ringe ich noch 
um meinen Standpunkt. Was bedeutet es denn in die- 
ser Gesellschaft, wenn wir unterschiedslos die Mög- 
lichkeit einer Abtreibung bis zur 12. Woche oder glei- 
ches Recht für alle Föten fordern? Geht das nicht in 
die falsche Richtung? Das müssen wir doch erst mal 
klären! 

v. Paczensky: Ich finde diese Kontroversen 
fruchtlos. Ich bin für die Abschaffung der Abtrei- 
bungsstrafe. Ich will, daß Frauen nicht bestraft wer- 
den, wenn sie abtreiben. Und warum sie abtreiben, 
steht für mich dabei nicht zur Diskussion, ob das nun 
wertvolle, wertlose, leichtfertige, tiefgreifende, ge- 
sellschaftlich förderliche oder gesellschaftlich nicht 
so förderliche Gründe sind. Sie sollen dafür nicht be- 
straft werden. Ich sehe auch gar nicht, warum eine 
Begrenzung auf 12 Wochen nötig ist, manchen Frau- 
en ist es noch nicht einmal möglich, ihre Schwanger- 
schaft festzustellen bis zur 12. Woche. Ich bin nicht 
für die Fristenlösung. Ich bin für die Abschaffung 
der Abtreibungsstrafe. 
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Dokumentation der öffentlichen Anhörung 
der GRUNEN im Bundestag gegen das ge- 
plante Beratungsgesetz und für die Strei- 
chung des $218. Beiträge u.a. von Verena 
Krieger, Rosa Schmidt, Gerhard Amendt. 

1, Auflage November 1988, 72 Seiten 
Schutzgebühr DM 2,50, ab IO Ex. DM 2,00 
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Strukturreform 
Gesundheitswesen 
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BUHNDESTAG 


HE FARE 3 m] 


Mit einem Gesetzentwurf des Arbeitskrei- 
ses Frauenpolitik zur Sicherung der Ent- 
scheidungsfreiheit von Frauen im Schwan- 
gerschaftskonflikt. 

3. Auflage September 1988, 32 Seiten 
Schutzgebühr DM 1,50, ab IO Ex. DM 1,— 


Gegen weitere Militarisierung von Frauen 
und Einführung einer Allgemeinen Dienst- 
pflicht. Beiträge u.a. von Christa Nickels, 
Hanne-Margret Birkenbach, Astrid Al- 
brecht-Heide. 

}. Auflage September 1988, 144 Seiten 
Schutzgebühr DM 5,—, ab W Ex. DM 3,50 
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L 


Fundierte Kritik an den Inhalten der Reform 
und dem undemokratischen Vorgehen der 
Bundesregierung. Reich an Fakten & Argu- 
menten. 

2. Auflage Oktober 1983, 56 Seiten 
Schutzgebühr DM 1,50, ab 10 Ex. DM 1,— 


Beiträge zur geplanten Legalisierung der 
Sterilisation geistig Behinderter ohne deren 
Einwilligung. Mit Beiträgen u.a. von Chri- 
sta Nickels, Prof. Klaus Dörner, Therese 
Neuer-Miebach, Lothar Sandfort. 

1. Auflage Dezember 1988, 88 Seiten 
Schutzgebühr DM 3,00, ab 10 Ex. DM 2,00 
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KINDERKULTUR 


Dokumentation der öffentlichen Anhörung 
der GRÜNEN im Bundestag: Mit Beiträgen 
u.a. von Waltraud Schoppe, Jutta Oesterle- 
Schwerin, Kinderladenkindern, Gisela Erler, 
j. Auflage Januar 1989, 96 Seiten 

Schutzgebühr DM 3,00, ab 10 Ex. DM 2,00 
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